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Auf Grund des § 1 Ziffer 69 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Erſter Teil 
Das Recht des Waſſer⸗ und Boden verbandes 
I. Abſchnitt 
Rechtsgeſtalt. Arten 
8 1 
Rechtsgeſtalt. Arten 
(1) Waſſer⸗ und Bodenverbände ſind die öffentlich⸗rechtlichen haften, die Aufgaben nach 
§ 2 haben und aus Mitgliedern nach 8 3 beſtehen, nämlich 
1. die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung beſtehenden, auf rechtlicher Grundlage oder 
Herkommen beruhenden öffentlich⸗rechtlichen Waſſerverbände, Flußverbände, Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften, Waſſerachten, Deichverbände, Unterdeichverbände, Deichgenoſſenſchaften, Ent⸗ und 
Bewäſſerungsverbände, Deichbände, Deichachten, Deichkommunen, Sielverbände, Sielachten, 
Waſſerlöſungsverbände, Waſſerlöſungskommunen, Schleuſenverbände, Abwaſſerverbände, Wie⸗ 
ſenverbände, Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften, Odlandgenoſſenſchaften, Bodenkulturgenoſ⸗ 
ſenſchaften und anderen derartigen Körperſchaften (alte Verbände), 
2. die auf Grund dieſer Verordnung umgewandelten, vordem privatrechtlichen Verbände (§ 151), 
3. die auf Grund dieſer Verordnung gegründeten (neuen) Verbände (§ 169). 
(2) Wenn zweifelhaft iſt, ob eine Körperſchaft zu den alten Waſſer⸗ und Bodenverbänden gehört, 
entſcheidet der Senat. 
(3) Ein nach Gemeinderecht beſtehender Zweckverband gehört zu den alten Waſſer⸗ und Boden⸗ 
verbänden nur, wenn der Senat es anordnet. 
8 2 
; Aufgaben 
Aufgaben des Waſſer⸗ und Bodenverbandes können fein: 

1. Gewäſſer und ihre Ufer herzuſtellen, zu ändern, in ordnungsmäßigem Zuſtande zu halten, 
den Waſſerabfluß zu regeln und Gewäſſer zu beſeitigen, 

2. Stauanlagen, Schleuſen, Siele u. dgl., Waſſerkraftanlagen und Waſſerſammelbecken herzu⸗ 
ſtellen, zu ändern, in ordnungsmäßigem Zuſtande zu halten, zu betreiben, auszunutzen und zu 
beſeitigen, > 

3. Grundſtücke zu entwäſſern, zu bewäſſern und Ländereien, bauliche Anlagen, Induſtrie⸗ und 
Hafenanlagen, Verkehrseinrichtungen und deren Anlagen vor Hochwaſſer, Stauwaſſer, Sturm⸗ 
flut und Eisgang zu ſchützen, 

4. Abwaſſer abzuführen, zu verwerten, zu reinigen und unſchädlich zu machen, 

5. Trink⸗ und Brauchwaſſer zu beſchaffen, ; 

6. den Boden im landwirtſchaftlichen Kulturzuſtande zu verbeſſern und zu erhalten und die Kul- 
turflächen zu bewirtſchaften und zu nutzen, 

7. das Grundwaſſer zu bewirtſchaften, 

8. Land aus Waſſerflächen zu gewinnen, 

9. (fällt forth, 

0. Beiträge zu waſſerwirtſchaftlichen und zu waſſerbaulichen, zu Bodenverbeſſerungs⸗ und zu 
Abwaſſermaßnahmen aufzubringen, l 

11. die vorſtehenden Aufgaben zu fördern und zu überwachen, 

12. andere Aufgaben, wenn der Senat ſie zuläßt. 
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Mitglieder 
Mitglieder des Waſſer⸗ und Bodenverbandes können fein: 
1. jeweilige Eigentümer von Grundſtücken und Anlagen (dingliche Mitglieder), 
2. Perſonen, denen der Verband die Pflicht, Gewäſſer oder Ufer zu unterhalten, abnimmt oder 
erleichtert, oder deren Vorgänger er ſie abgenommen hat (Unterhalter), 
3. öffentlich⸗rechtliche Körperſchaften, 
4. andere Perſonen, wenn die obere Aufſichtsbehörde (SS 112 u. ff.) ſie zuläßt. 


8 4 
Selbſtverwaltung. Hoheitrechtliche Befugniſſe 

(1) Der Waſſer⸗ und Bodenverband dient dem öffentlichen Wohle und dem Nutzen ſeiner Mit⸗ 
glieder. Er verwaltet fih ſelbſt unter eigener Verantwortung. Sein Wirken muß im Einklange mit 
den Geſetzen und den Zielen der Staatsführung ſtehen. 

(2) Soweit der Waſſer⸗ und Bodenverband obrigkeitliche Aufgaben zu erfüllen hat, beſtimmt 
der Senat, welche für Träger ſolcher Aufgaben geltenden allgemeinen Vorſchriften auf den Verband 
anzuwenden ſind. 

(3) Der Wafer- und Bodenverband iſt keine Gebietkörperſchaft. 


8 5 
Bezeichnung 
Die Bezeichnung des Waſſer⸗ und Bodenverbandes iſt in der Satzung anzugeben. Daß er ein 
Waſſer -und Bodenverband im Sinne dieſer Verordnung ijt, foll erſichtlich ſein. 


§ 6 
i Sitz 
Der Waſſer⸗ und Bodenverband muß ſeinen Sitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben. 
Dieſer iſt in der Satzung anzugeben. 
8 7 
Gründung unanfechtbar 
Das Beſtehen des Waſſer⸗ und Bodenverbandes kann nicht mit der Begründung angefochten 
werden, daß eine Vorausſetzung des Erlaſſes der Satzung (SS 145, 151, 169) nicht vorgelegen habe. 


II. Abſchnitt 
Verordnung und Satzung 
8 8 
Inhalt der Verordnung 

Dieſe Verordnung regelt die inneren Rechtsverhältniſſe des Waſſer⸗ und Bodenverbandes. Die 
rechtlichen Beziehungen des Verbandes nach außen bleiben unberührt, ſoweit nicht die Verordnung 
ausdrücklich anderes vorſchreibt. 

8 9 
Inhalt der Satzung ; 

(1) Das Recht im Waſſer⸗ und Bodenverbande, das in dieſer Verordnung nicht geregelt ilt, 
ergibt fih aus feiner Satzung. 

(2) Die Satzung muß die in diefer Verordnung vorgeſchriebenen Angaben enthalten und die 
Form der Bekanntmachungen des Verbandes beſtimmen. Sie darf von der Verordnung in den zugelaſ⸗ 
ſenen Fällen abweichen. 

(3) Rechtsbeziehungen des Verbandes nach außen können in der Satzung nur, wenn die Verord⸗ 
nung es ausdrücklich zuläßt, geregelt werden. 

S 10 
Ergänzung, Anderung der Satzung Í 

(1) Die Aufſichtsbehörde kann die Satzung auf Antrag des Vorſtandes oder nach deſſen AMn- 
hörung ergänzen und ändern. In der Satzung kann vorgeſchrieben werden, daß auch die Anhörung 
des Ausſchuſſes und die Zuſtimmung des Senats erforderlich ſind. 

(2) Die Ergänzungen und Anderungen werden, wenn nicht anderes vorgeſchrieben wird, am Ende 
des Tages wirkſam, an dem die Mitteilung der Behörde dem Verbande zugeht. 

(3) Die Aufſichtsbehörde macht die Ergänzungen und Anderungen wie Bekanntmachungen des 
Verbandes unverzüglich bekannt und kann fie außer dem in ihrem Nachrichtenblatte bekanntgeben. Der 
Verband trägt die Koſten. 
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III. Abſchnitt 
Mitgliedſchaft 
S 11 
Verzeichnis der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder ſind in der Satzung oder in einem Verzeichniſſe anzugeben, auf das in der 
Satzung hinzuweiſen ift. In dem Verzeichniſſe find auch die Grundſtücke und Anlagen (§ 3 Nr. 1) und 
die Unterhaltlaſten (S 3 Nr. 2) aufzuführen. 

(2) Der Waſſer⸗ und Bodenverband hält das Verzeichnis auf dem laufenden. Es iit nicht Be- 
ſtandteil der Satzung. 

8 12 
Streit um die Mitgliedſchaft 

Wenn jemand mit dem Waſſer⸗ und Bodenverbande ſtreitet, ob oder in welchem Umfange er 
Mitglied iſt, entſcheidet die Aufſichtsbehörde. Gegen die Entſcheidung iſt in zwei Wochen nach der Mit⸗ 
teilung die Beſchwerde an die obere Aufſichtsbehördezuläſſig. 

83 
Zuweiſung neuer Mitglieder 

(1) Die Aufſichtsbehörde kann dem Waſſer⸗ und Bodenverbande neue Mitglieder zuweilen, für die 
die Vorausſetzungen der Mitgliedſchaft nach den SS 153, 154, 155 zutreffen. Der Zuweiſung ſteht die 
Erweiterung der Teilnahme eines Mitgliedes gleich. 

(2) Wer nach dem § 95 wegen Vorteils Geldbeträge an den Verband zu leiſten hat, kann die 
Zuweiſung zu ihm verlangen, es ſei denn, daß der Beitrag die Höhe nicht erreicht, von der nach der 
Satzung die Mitgliedſchaft abhängig iſt. 

(3) Der Zuweiſung find Entwürfe für die Anderung des Planes für das Unternehmen (§ 17), 
des Mitgliederverzeichniſſes ($ 11) und der Satzung zugrunde zu legen, der Vorſtand und die zuzu- 
weiſenden Perſonen ſind zu hören und über die Einwendungen iſt in entſprechender Anwendung der 
SS 163, 167 und 168 zu entſcheiden. 

(4) Mit der Anderung der Satzung wird die Zuweiſung wirkſam. An die Stelle der Satzungs⸗ 
änderung tritt die zuweiſende Verfügung der Aufſichtsbehörde, wenn die Satzung nicht geändert zu 
werden braucht. S 10 gilt entſprechend. 

(5) Das Verfahren nach den Abſätzen 3 und 4 ift nur in einfachen Fällen zuläſſig. Im Zweifel 
beſtimmt die obere Aufſichtsbehörde, ob der Fall einfach iſt. Für die anderen Fälle gelten die Bor- 
ſchriften des $ 174. 

8 14 
Entlaſſung von Mitgliedern 

(1) Die Aufſichtsbehörde kann Mitglieder aus dem Waſſer⸗ und Bodenverbande entlaſſen. Der 
Entlaſſung ſteht die Einſchränkung der Teilnahme eines Mitgliedes gleich. 

(2) Die Aufſichtsbehörde kann Verpflichtungen des Verbandes und der zu entlaſſenden SE 
feſtſetzen, um unbillige Folgen der Entlaſſung zu verhüten. 

(3) Für das Verfahren gelten die Vorſchriften des $ 13 Abſ. 3 und 4 entſprechend. 

8 15 
Einmannverband 

Wenn die Anzahl der Mitglieder auf eine Perſon ſinkt, gilt der Waſſer⸗ und Bodenverband als 
fortbeſtehend. Die obere Aufſichtsbehörde kann beſondere von dieſer Verordnung abweichende Anord⸗ 
nungen geben. Dieſe find durch Anderung der Satzung (§ 10) in Kraft zu ſetzen. 

8 16 i 
Mitgliedſchaft unanfechtbar 
Die Mitgliedſchaft, die auf einer ſtaatlichen Verfügung beruht, kann nicht mit der Begründung 
angefochten werden, daß eine Vorausſetzung für die Verfügung nicht vorgelegen habe. 
IV. Abſchnitt : 
Aufgabe und Unternehmen 
S 17 
Begriffe. Angabe in der Satzung. Verzeichnis 

(1) Die Aufgabe (8 2) des Waffer- und Bodenverbandes ift in der Satzung anzugeben. 

(2) Wenn als Mittel zur Durchführung der Aufgabe Bauten, Anlagen, Arbeiten an Grund⸗ 
ſtücken und Gewäſſern und ähnliche Maßnahmen unternommen werden (Unternehmen), ſind auch dieſe 


` 
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anzugeben. Auf den Plan des Unternehmens ift hinzuweiſen, wenn ein folder vorhanden ift; er 
kann zum Beſtandteil der Satzung erklärt werden. 

(3) Die Aufſichtsbehörde foll anordnen, daß der Verband ein Verzeichnis der Anlagen und Ge- 
wäſſer führt, aus dem ihre Art und ihre Maße, Unterhaltung, Betrieb und Nutzung erſichtlich ſind. Auf 
das Verzeichnis iſt in der Satzung hinzuweiſen; es kann zu ihrem Beſtandteil erklärt werden. 


8 18 
Anderung der Aufgabe 
(1) Die Aufſichtsbehörde kann auf Antrag des Vorſtandes oder nach deſſen Anhörung die Muf- 
gabe (§ 2) des Waſſer⸗ und Bodenverbandes ändern. Der Vorſtand hört den Verbandsausſchuß. 
In der Satzung kann vorgeſchrieben werden, daß auch die Zuſtimmung des Senats erforderlich iſt. 
(2) Die Aufſichtsbehörde verfügt die Anderung der Satzung, teilt die Verfügung dem Vor⸗ 
ſtande mit und gibt einen Auszug der Verfügung nach $ 10 Abſ. 3 bekannt. 


S 19 
Beſchwerde über Anderung der Aufgabe. Inkrafttreten 
(1) Der Vorſtand und die Mitglieder können D gegen die Verfügung der Aufſichtsbehörde (§ 18) 
in zwei Wochen nach ihrer Bekanntgabe bei der oberen Aufſichtsbehörde beſchweren. 
(2) Wenn die Verfügung durch die Entſcheidung der oberen Aufſichtsbehörde geändert ar 
bedarf es einer weiteren Bekanntmachung nach S 10 Abſ. 3. 


8 20 
Aufſicht über das Unternehmen 
oi Der Waſſer⸗ und Bodenverband darf feine Aufgabe nicht ohne die Zuſtimmung der Aufſichts⸗ 
behörde zu den Plänen ausführen. Die obere Aufſichtsbehörde kann anordnen, daß die Zuſtimmung 
ihr vorbehalten bleibt. Die Anordnung iſt nach § 10 in die Satzung zu nehmen. 
(2) Wenn die Deckung der Koſten nicht rechtlich und tatſächlich geſichert iſt, darf der Verband 
ſein Unternehmen nur mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde beginnen. 
(3) Die Behörden, deren Geſchäftsbereich berührt wird, ſind von den Plänen rechtzeitig vorher 
zu unterrichten. 
S 21 
Anderung des Unternehmens, des Planes 
(1) Der Vorſtand kann das Unternehmen und den Plan des Waſſer⸗ und Bodenverbandes (8 17) 
mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde ergänzen und ändern, wenn die Aufgabe des Verbandes ($ 2) 
ungeändert bleibt. Die Aufſichtsbehörde kann die Ergänzung und die Anderung anordnen. Dieſe ſind 
in den beteiligten Gemeinden nach der Satzung ($ 9) bekanntzumachen oder den beteiligten Mitgliedern 
mitzuteilen. 
(2) Wenn die Ergänzung und die Anderung die Satzung berühren, gilt die Vorſchrift des S 10. 


S 22 
Benutzung der Grundſtücke für das Unternehmen 

(1) Der Waſſer⸗ und Bodenverband iſt berechtigt, auf den zu ihm oder zu feinem Unterverbande 
(§ 113) gehörenden Grundſtücken (§S 3 Nr. 1) fein Unternehmen (§ 17) durchzuführen. Auf Grund 
des Eigentumes am Grundſtücke und eines vom Eigentümer hergeleiteten Rechtes kann nicht wider⸗ 
ſprochen werden. 

(2) Der Verband darf die für das Unternehmen nötigen Stoffe (Steine, Erde, Raſen uſw.) von 
den zu ihm oder zu feinem Unterverbande gehörenden Tand- und forſtwirtſchaftlich genutzten Grund- 
ſtücken, Unland⸗ und Gewäſſergrundſtücken (8 3 Nr. 1) nehmen, wenn nicht polizeiliche Vorſchriften 
entgegenſtehen. 

(8) In der Satzung können weitere Beſchränkungen des Grundeigentumes und der vom Eigen⸗ 
tümer hergeleiteten Rechte zur Erleichterung der Aufgabe des Verbandes vorgeſchrieben werden. 

(4) Der Verband hat dafür zu ſorgen, daß der Ertragzuſtand der Grundſtücke möglichſt wenig be⸗ 
einträchtigt und, ſoweit es möglich iſt, nach der Benutzung wieder hergeſtellt wird. ; 

§ 23 = ` 
Deichvorland 

(1) Wenn der Waſſer⸗ und Bodenverband Grundſtücke und Anlagen vor Hochwaſſer oder Sturm- 

flut zu ſchützen hat (8 2 Nr. 3), hat er die Befugniſſe und Pflichten der Abſätze 1, 2 und 4 des 
8 22 auch an dem nicht zu ihm gehörenden Vorlande, wenn nicht polizeiliche mn entgegen- 
ſtehen. Vorland find die Grundstücke vor dem Deiche. ö SCH 
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(2) Durch Polizeiverordnung der SE o des Verbandes oder des Oberverbandes 
(S 113) können 
1. die Ausdehnung des Vorlandes Geftimmt, auch Gewäſſer für zum Vorlande gehörig er- 
klärt werden, 
2. zur Erleichterung der Aufgabe des Verbandes weitere Beſchränkungen des Eigentumes am 
Vorlande und der vom Eigentümer hergeleiteten Rechte vorgeſchrieben und dem Eigen⸗ 
tümer und dem Beſitzer weitere Pflichten auferlegt werden. 


8 24 
Grun dſtüſcke mit öffentlichen Zwecken 
Der Waſſer- und Bodenverband darf Grundflächen, die öffentlichen Zwecken gewidmet ſind, nur 
mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde benutzen. In dringenden Notfällen, z. B. bei Hochwaſſergefahr, 
kann die Genehmigung der Aufſichtsbehörde nachträglich beantragt werden. 


8 25 i 
Einwendungen gegen Die Benußung 

Über Einwendungen gegen die Benutzung der Grundſtücke nach den 88 22 und 23 wird im Muf- 
ſichtswege entſchieden. 

8 26 
Entſchädigung für die Benutzung 

(1) Das Mitglied und der Vorlandeigentümer können vom Verbande angemeſſene Entſchädigung 
mit Geld verlangen für den Nachteil, der durch die Benutzung ihrer Grundſtücke für das Unter- 
nehmen hervorgerufen wird; der aus dem Anternehmen erwachſende Vorteil iſt anzurechnen. Dies 
gilt auch für die Fälle des $ 22 Abſ. 3 und des § 23 Abſ. 2 Nr. 2. 

(2) Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung beſtehenden Vorſchriften, welche den 
Entſchädigungsanſpruch beſchränken oder ausſchließen, bleiben aufrechterhalten. Sie fallen weg, wenn 
ſie nicht in den zehn Jahren nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung in die Satzung oder die Polizei⸗ 
verordnung (88 22, 23) genommen werden. 

§ 27 
Entſchädigungs verfahren 

(1) Der Verbandsvorſtand ſetzt durch ſchriftlichen Beſcheid die Entſchädigung felt, wenn keine 
Einigung zuſtande kommt. 

(2) Gegen den Beſcheid ift in zwei Wochen nach der Mitteilung die Beſchwerde an die Aufſichts⸗ 
behörde zuläſſig und gegen deren Beſcheid in der gleichen Friſt die weitere Beſchwerde an die obere 
Aufſichtsbehörde. 

(3) Für die Rechte anderer Perſonen an der Entſchädigung, die Hinterlegung und das Vertei⸗ 
lungsverfahren gelten die Vorſchriften des allgemeinen Enteignungsrechtes entſprechend. An die 
Stelle der Enteignungsbehörde tritt die Aufſichts behörde. 


8 28 
Nutz rechte 
(1) Wenn ein zum Waſſer⸗ und Bodenverbande gehörendes Grundſtück (8 3 Nr. 1) zu 5 Zeit, 
zu der es von dem Unternehmen ($ 17) betroffen wird, auf Grund eines vom Eigentümer herge⸗ 
leiteten Rechtes genutzt wird, hat in Ermangelung einer vertraglichen Regelung der Nußberehtigte 
gegen den Eigentümer Anſpruch auf die dieſem im Verbande zuſtehenden Nutzungen und iſt er Ui 
gegenüber verpflichtet, die Beiträge an den Verband zu leiſten. 
(2) Im Falle des Abſatzes 1 kann der Nutzberechtigte unbeſchadet der ihm nach Geſetz, Satzung 
oder Vertrag zuſtehenden Rechte innerhalb eines Jahres 
a) ein Pacht- oder Mietverhältnis unter Einhaltung einer Friſt von drei Monaten zum Ende 
des Vertragsjahres kündigen, 
b) auf ein anderes Nutzrecht ohne Einhaltung einer Friſt verzichten. 
8 29 
Grunderwerb für das Unternehmen 
Die Aufſichtsbehörde kann dem Waſſer⸗ und Bodenverbande den Erwerb des Eigentumes und 
anderer dinglichen und perſönlichen Rechte an Grundſtücken und die Befreiung eines Grundſtückes von 
ſolchen Rechten aufgeben, wenn das Verbandunternehmen ſonſt nicht zweckmäßig durchgeführt werden 
kann oder die billige Rückſicht auf den Grundeigentümer oder den Berechtigten es erfordert. 


D 


202 
S 30 | 
Enteignung fürdas Unternehmen 
(1) Der Waſſer⸗ und Bodenverband kann das Grundeigentum, ſoweit es für das Verbandunter⸗ 
nehmen ($ 17) erforderlich ift, gegen angemeſſene Entſchädigung entziehen und beſchränken (Enteig⸗ 
nung). Als Grundeigentum gelten auch die anderen dinglichen Rechte an Grundſtücken und andere 
Rechte, die zum Beſitze oder zur Nutzung von Grundſtücken e 
(2) Das Enteignungsrecht erſtreckt ſich nur auf die nach §S 3 Nr. 1 zum Verbande oder zu feinem 
Unterverbande ($ 113) gehörenden Grundſtücke. Für den Verband, der für Schutz durch Deiche zu 
ſorgen hat, erſtreckt es ſich auch auf die nicht zu ihm gehörenden Grundſtücke im Deichvorlande. 
S 31 
Enteignung von Reſtgrundſtücken 
Der Waſſer⸗ und Bodenverband hat das Enteignungsrecht auch für das Reſtſtück eines örtlich 
oder wirtſchaftlich zuſammenhängenden Grundbeſitzes, wenn ein anderes Stück für das Verbandunter⸗ 
nehmen in Anſpruch genommen wird und infolgedeſſen das Reſtſtück nicht mehr zweckmäßig benutzt 
werden kann. 


8 32 
Zulaſſung der Enteignung 

Der Waſſer⸗ und Bodenverband bedarf zu Ve Enteignung der Zuſtimmung der oberen Muf- 
ſichtsbehörde. 

§ 33 
Verfahren der Enteignung 

(1) Der Vorſtand des Waſſer- und Bodenverbandes ſtellt durch ſchriftlichen Beſcheid an die Be- 
teiligten feſt, in welchem Umfange das Grundeigentum entzogen oder beſchränkt wird, welche Siche⸗ 
rungen gegen die von dem Verbandunternehmen drohenden Gefahren und Nachteile getroffen wer⸗ 
den und welche Entſchädigung gegeben wird. 

(2) Gegen den Beſcheid iſt in zwei Wochen nach der Mitteilung die Beſchwerde an die obere Auf⸗ 
ſichtsbehörde zuläſſig. Deren Beſcheid iſt hinſichtlich der Entziehung und der Beſchränkung des 
Grundeigentumes und hinſichtlich der Sicherungen gegen Gefahren und Nachteile endgültig. 

(3) Wenn ein Beteiligter glaubt, daß die von der oberen Aufſichtsbehörde feſtgeſtellte Entſchädi⸗ 
gung nicht angemeſſen iſt, kann er in einem Monat nach der Mitteilung ſeinen Anſpruch durch Klage 
nach dem E Recht der Enteignung geltend machen. 


§ 34 
Vollziehung der Enteignung 
Sobald der Beſcheid des Vorſtandes oder der auf die Beſchwerde ergehende Beſcheid unanfecht⸗ 
bar wird, treten die darin angeordneten Rechtswirkungen ein. Der endgültige Teil des Beſchwerde⸗ 
beſcheides wird wirkſam, ſobald er dem Eigentümer (oder dem Berechtigten, 8 30 Abſ. 1) zugeht. 


8 35 
Anwendung der Enteeignungsgeſetze 

(1) Die Vorſchriften des allgemeinen Enteignungsrechtes, die mit den Vorſchriften dieſer Ver⸗ 
ordnung nicht im Widerſpruche ſtehen, gelten entſprechend, insbeſondere die Vorſchriften über die 
Entſchädigung, die Sicherung gegen die von dem Enteignungsunternehmen drohenden Gefahren und 
Nachteile, die Rechte anderer Perſonen am Gegenſtande der Enteignung, die Anhörung der Betei⸗ 
ligten, die Eintragungen im Grundbuche, die Vollziehung der Enteignung, die Hinterlegung, das Ver⸗ 
teilungsverfahren und die Rechtsnachfolge im Enteignungsverfahren. An die Stelle der Enteignungs⸗ 
behörde tritt der Vorſtand des Waſſer- und Bodenverbandes. 

(2) Nicht anzuwenden ſind insbeſondere die Vorſchriften über die Bekanntmachung und die Feſt⸗ 
ſtellung des Planes, über den Entſchädigungsbeſchluß, den Enteignungsbeſchluß und über die Gebühren. 


§ 36 
Befugniſſe der Verbände von Körperſchaften 

Wenn öffentlich⸗rechtliche Körperſchaften, ohne jeweilige Eigentümer nach § 3 Nr. 1 zu fein, Mit- 
glieder des Waſſer- und Bodenverbandes find (§ 3 Nr. 3), kann die obere Aufſichtsbehörde das Gebiet 
beſtimmen, in dem der Verband ſeine Aufgabe durchzuführen hat. Der Waſſer- und Bodenverband iſt 
berechtigt, das in dieſem Gebiete liegende Grundeigentum, ſoweit es für fein Unternehmen (§ 17) er- 
forderlich iſt, nach den Vorſchriften des allgemeinen Enteignungsrechtes zu entziehen oder zu beſchränken 
und die Gewäſſer zur Erfüllung ſeiner Aufgaben es den Vorſchriften des 5 Waſſerrechtes zu 
ändern und zu benutzen. \ 3 
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§ 37 
Erleichterter Grunderwerb ; 

Die vom Senat beſtimmte Behörde iſt befugt, für den freiwilligen Erwerb von Eigentum und an- 
deren Rechten an den zum Waſſer- und Bodenverbande gehörenden Grundſtücken (S 3 Nr. 1) durch 
den Verband Verträge und Verhandlungen zu beurkunden, auch Auflaſſungen entgegenzunehmen. Die 
Niederſchrift der Behörde hat die Kraft einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde. Die Vorſchriften 
des § 168 Satz 2 und der SS 169—180 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 189) und vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. 
S. 771) ſind auf ſie entſprechend anzuwenden. 

8 38 
Vereinigung der Flureinteilung 

Für den freiwilligen Erwerb von Eigentum und anderen Rechten an Grundſtücken, die durch das 
Unternehmen des Waſſer- und Bodenverbandes eine unwirtſchaftliche Form erhalten, gelten die Bor- 
ſchriften des S 37, wenn der Erwerb für eine zweckmäßige Flureinteilung nötig iſt und die Niederſchrift 
der Behörde als Flureinteilungsſache des Waſſer- und Bodenverbandes bezeichnet wird. Das gilt auch 
für Grundſtücke, die, ohne von dem Unternehmen unmittelbar betroffen zu fein, zur zweckmäßigen Ge- 
ſtaltung der betroffenen Grundſtücke zugezogen werden. 


§ 39 
Freiheit von Gebühren 
(1) Aus Anlaß 
a) des Grunderwerbes durch den Waſſer- und Bodenverband zur Durchführung ſeiner Aufgabe, 
b) des Grunderwerbes durch andere Perſonen zur Bereinigung der Flureinteilung, 
e) der Durchführung des Verbandunternehmens 
werden Gebühren der Gerichte und der Verwaltungsbehörden nicht erhoben; insbeſondere Grundbuch⸗ 
und Kataſterauszüge und ähnliche Urkunden werden gebührenfrei erteilt. 
(2) Die Befreiung iſt ohne Nachprüfung zuzugeſtehen, wenn die Aufſichtsbehörde des Verbandes 
beſcheinigt, daß 
zu a) der Erwerb der Durchführung der Aufgabe, 
zu b) der Erwerb der Bereinigung der Flureinteilung, 
zu c) das Geſchäft der Durchführung des Unternehmens des Waſſer- und Bodenverbandes 
oder einer ſeiner Folgeeinrichtungen dient. 


8 40 
Freiheit von Steuern 
(1) Der Erwerb von Grundſtücken , 
a) durch den Waſſer- und Bodenverband zur Durchführung ſeiner Aufgabe, 
b) durch Perſonen, deren Grundſtücke durch das Unternehmen des Verbandes eine unwirtſchaft⸗ 
liche Form erhalten, zur beſſeren Formung ihrer Grundſtücke, 
iſt von der Grundwechſelſteuer einſchließlich der Zuſchläge befreit. 
(2) Die Befreiung wird von der Steuerbehörde ohne Nachprüfung zugeſtanden, wenn die Auf⸗ 
ſichtsbehörde des Verbandes beſcheinigt, daß i 
3u a) der Erwerb der Duchführung der Aufgabe des Verbandes dient, 
zu b) Grundftüde des Erwerbers, die durch das Unternehmen des Verbandes eine unwirt⸗ 
ſchaftliche Form erhalten, durch den Erwerb beſſer geformt werden. 


S 41 
Polizeiverordnung 

(1) Durch Polizeiverordnung kann das Unternehmen des Waſſer- und Bodenverbandes geſchützt, 
insbeſondere die Benutzung ſeiner Anlagen und ſeiner Gewäſſer geregelt und ganz oder teilweiſe unter⸗ 
ſagt werden. 

(2) Soweit nicht die nach allgemeinem Polizeirechte berufene Behörde die Polizeiverordnung er- 
läßt, iſt die Aufſichtsbehörde des Verbandes oder die des Oberverbandes ($ 113) zuſtändig. Die Auf- 
ſichtsbehörde tritt an die Stelle der allgemein berufenen Behörde. = ; 

8 42 ES 
Verbandſchau 

Die Schaubeauftragten des Waſſer⸗ und Bodenverbandes prüfen wenigſtens einmal im Jahre ſeine 
Anlagen, Gewäſſer und in ſeine Obhut gegebenen Grundſtücke. Mit Zuſtimmung der oberen Aufſichts⸗ 
behörde kann in der Satzung beſtimmt werden, daß die Schau ganz oder teilweiſe unterbleibt. 
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Kae i 8.43 
Die Schaubeauftragten 
(1) Der Vorſteher beruft die Schaubeauftragten und ruft fie ab. Zu den Schaubeauftragten ge- 
hört der Vorſteher oder ein Mitglied des Vorſtandes. Schauführer iſt der Vorſteher oder der von 
ihm beſtimmte Schaubeauftragte. ; i i 
(2) Wenn für mehrere Schaubezirke des Waſſer- und Bodenverbandes verſchiedene Beauftragte be- 
rufen werden, genügt die Teilnahme des Vorſtehers (Vorſtandsmitgliedes) in einem der Bezirke. 


8 44 
Teilnahme der Behörden an der Schau 
Der Vorſteher lädt die Aufſichtsbehörde, die ſtaatliche Fachbehörde und die Waſſerpolizeibehörde 
rechtzeitig zur Schau ein. 
8 45 
Aufzeichnung, Schaubuch. Abſtellung der Mängel 
Der Schauführer zeichnet den Verlauf und das Ergebnis der Prüfung ſchriftlich auf, gibt den 
Schaubeauftragten Gelegenheit zur Außerung und übermittelt die Aufzeichnung an den Vorſteher. 
Dieſer läßt die Mängel abſtellen und unterrichtet die Aufſichtsbehörde. Er ſammelt die Aufzeichnungen 
im Schaubuche und vermerkt in ihm die Abſtellung der Mängel. 


V. Abſchnitt 


Verfaſſung 
8 46 
Allgemeines 
(1) Der Waſſer⸗ und Bodenverband hat einen Vorſtand (Vorſteher) und einen Ausſchuß. In der 
Satzung kann beſtimmt werden, daß der Verband an Stelle des Ausſchuſſes die Verbandver⸗ 
ſammlung hat. 
(2) Vorſteher, Vorſtand, Ausſchuß und Verſammlung können neben dieſen Bezeichnungen andere 
Bezeichnungen haben. 
` § 47 
Vorſtand: Mitglieder, Stellvertretung 
(1) Der Vorſtand des Waſſer⸗ und Bodenverbandes kann aus einer Perſon, dem Vorſteher, 
oder aus mehreren Perſonen beſtehen, von denen eine, der Vorſteher, den Vorſitz führt. Dies und die 
Stellvertretung im Vorſtande ſind in der Satzung zu regeln. 
(2) In der Satzung kann der Perſonenkreis beſtimmt werden, aus dem der Vorſtand zu nehmen iſt. 


8 48 
Bildung des Vorſtandes 

(1) Die Aufſichtsbehörde beruft den Vorſteher und feine Stellvertreter für die in der Satzung 
vorgeſchriebene Zeit gemäß einem Vorſchlage des Verbandausſchuſſes. Wenn die Auſſichtsbehörde dem 
Vorſchlage nicht folgen will, entſcheidet die obere Aufſichtsbehörde. 

(2) Die obere Aufſichtsbehörde kann den Vorſchlag zurückweiſen. Der Ausſchuß iſt zu einem neuen 
Vorſchlage befugt. i 

(3) Wenn der Vorſchlag nicht rechtzeitig gemacht oder zurückgewieſen wird, kann die Aufſichts⸗ 
behörde den Vorſteher für die Zeit bis zur ordentlichen Berufung beſtellen und eine angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung für ihn feſtſetzen; ſie kann den ſo beſtellten Vorſteher abrufen. 

(4) Die übrigen Mitglieder des Vorſtandes und ihre Stellvertreter beruft der Verbandausſchuß. 
Sie bedürfen der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

(5) Die obere Aufſichtsbehörde kann beſtimmen, daß der Vorſtand in anderer Weiſe gebildet wird. 
Die Beſtimmung iſt in die Satzung zu nehmen. 

8 49 

Geſchäfte des Vorſtehers, des Vorſtandes. 
Vertreter 

(1) Dem Vorſteher obliegen alle Geſchäfte des Waſſer⸗ und Bodenverbandes, zu denen nicht der 
Vorſtand oder andere Stellen durch das Geſetz oder die Satzung berufen ſind. Er unterrichtet in an⸗ 
gemeſſenen Zeitabſtänden die anderen Mitglieder des Vorſtandes von ſeinen Geſchäften und hört ihren 
Rat zu wichtigen Geſchäften. ; 

(2) Die Mitglieder des Vorſtandes haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderliche Sorg⸗ 
falt anzuwenden. Mitglieder, die ihre Obliegenheiten verletzen, haften dem Verbande für den Schaden; 
mehrere haften als Geſamtſchuldner. Der Schadenerſatzanſpruch verjährt in fünf Jahren, nachdem er 
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für den Verband erkennbar geworden ift; die Erkennbarkeit für die zum Schadenerſatz verpflichteten 
Mitglieder des Vorſtandes iſt unerheblich. 

(3) Der Vorſteher kann Beamte und Angeſtellte mit feiner Vertretung in beſtimmten Angelegen⸗ 
heiten beauftragen. Die Befugniſſe ſeines zum Verbandorgan beſtellten Stellvertreters ($ 47) bleiben 
unberührt. g 

§ 50 
Bertretung des Verbandes 

Der Vorſteher vertritt den Waſſer- und Bodenverband. In der Satzung kann für beſtimmte Ge⸗ 
ſchäfte vorgeſchrieben werden, daß ſie ſchriftlich vorgenommen und auch von einem anderen Vorſtandmit⸗ 
gliede, Verbandmitgliede oder einem Geſchäftsführer unterſchrieben werden müſſen. 


§ 51 
Sitzungen des Vorſtandes 

Der Vorſteher beruft den Vorſtand nach Bedarf, mindeſtens einmal im Jahre, zur Sitzung. Die 
Aufſichtsbehörde kann ihn berufen. Sie kann für ſich oder die ſie beratende ſtaatliche Fachbehörde ($ 118) 
die Leitung ohne Stimmrecht beanſpruchen. 

§ 52 
Beſchließen im Vorſtande 

(1) Der aus mehreren Perſonen beſtehende Vorſtand bildet ſeinen Willen mit der Mehrheit aller 
feiner Stimmen. Bei Stimmqgleichheit gibt der Vorſitzer den Ausſchlag. Eine andere Regelung durch 
die Satzung iſt zuläſſig. ' 

(2) Jedes Mitglied hat eine Stimme. 

(3) Die Beſchlüſſe find aufzuzeichnen. 

§ 53 
Aufgaben des Ausſchuſſes 
(1) Der Ausſchuß ift eine Vertretung der Verbandmitglieder im Waſſer⸗ und Bodenverbande. 
(2) Er hat die ihm durch dieſe Verordnung gegebenen Aufgaben, insbeſondere 
1. über die Bildung und die Entlaſtung des Vorſtandes zu beſchließen (88 48, 77), 
2. den Haushaltsplan feſtzuſetzen ($ 73). i 
(3) Der Ausſchuß berät den Vorſtand zu allen wichtigen Geſchäften. Hierzu können in der Satzung 
Abteilungen des Ausſchuſſes zugelaſſen werden. 
§ 54 
Anzahl der Mitglieder des Ausſchuſſes 
Stellvertretung 

(1) Die Anzahl der Mitglieder des Ausſchuſſes iſt in der Sitzung anzugeben. 

(2) Eine Stellvertretung findet im Ausſchuſſe nicht ſtatt. Eine andere Regelung durch die Satzung 
iſt zuläſſig. 

8 55 
Wahl des Ausſchuſſes 

(1) Die Mitglieder des Waſſer- und Bodenverbandes wählen die Mitglieder des Ausſchuſſes. Das 
Wahlverfahren iſt in der Satzung zu beſtimmen; die Wählbarkeit kann auf einen beſtimmten Perſonen⸗ 
kreis beſchränkt werden. 

(2) Die obere Aufſichtsbehörde kann beſtimmen, daß der Ausſchuß in anderer Weiſe gebildet wird. 
Die Beſtimmung iſt in die Satzung zu nehmen. í 

§ 56 
Stimmrecht bei der Ausſchußwahl 

(1) Jedes Mitglied, das Beiträge zu leiſten hat, hat das Recht, bei der Ausſchußwahl ſelbſt oder 
durch einen Vertreter, der Mitglied des Verbandes ſein muß, mitzuſtimmen. Das Stimmverhältnis 
entſpricht dem Beitragverhältniſſe (SS 81, 82). In der Satzung kann beitragfreien Mitgliedern Stimm⸗ 
recht gewährt und die Wahl durch Vertreter beſchränkt werden. 

(2) Um das Eigentum ſtreitende Perſonen ſind ſtimmberechtigt. Sie und die gemeinſchaftlichen 
Eigentümer können nur einheitlich ſtimmen; die an der Wahl teilnehmenden haben die Stimmen aller. 
In der Satzung kann vorgeſchrieben werden, daß ſich die Stimmen gemeinſchaftlicher Eigentümer im 
Verhältniſſe ihrer Anteile verteilen. 

(3) Die Erklärung des Lehnbeſitzers, des Fideikomißbeſitzers und anderer in der Verfügung be⸗ 
ſchränkter Grundeigentümer bedarf nicht der für ſolchen Beſitz vorgeſchriebenen Zuſtimmung und Geneh⸗ 
migung. Entſprechendes gilt für die Erklärung einer Körperſchaft, einer Anſtalt und einer Stiftung. 
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(q) In einem Waſſer⸗ und Bodenverbande mit mehr als zwei Mitgliedern hat keines von ihnen 
mehr als zwei Fünftel aller Stimmen. 
(5) An dem Stimmverhältniſſe der zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung beſtehenden 
Waſſer⸗ und Bodenverbände wird durch die Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 nichts geändert. 
(6) Mit Genehmigung der oberen Aufſichtsbehörde kann das Stimmverhältnis in der Satzung 
anders geregelt werden. 
§ 57 
Hilfe der Gemeinden bei der Ausſchußwahl 
Der Senat kann anordnen, daß die Gemeinden und Gemeindeverbände dem Waſſer⸗ und Boden⸗ 
verbande ihre Einrichtungen für die Ausſchußwahl überlaſſen. 
§ 58 
' Beſtätigung des Ausſchuſſes 
(1) Der Vorſteher des Verbandes legt das Wahlergebnis mit allen Schriftſtücken des Ver⸗ 
fahrens der Aufſichtsbehörde vor. 
(2) Dieſe beſtätigt die Ausſchußmitglieder für die in der Satzung vorgeſchriebene Zeit, wenn das 
Wahlverfahren den Vorſchriften dieſer Verordnung und der Satzung entſprochen hat. 


8 59 
Sitzungen des Ausſchuſſes 
Der Vorſteher beruft den Ausſchuß nach Bedarf, mindeſtens einmal im Jahre, zur Sitzung. Die 
Aufſichtsbehörde kann ihn berufen. 
S 60 
Vorſitzer im Ausſchuſſe. Teilnahme des Vorſtandes 
(1) Der Vorſteher des Waſſer⸗ und Bodenverbandes ift Vorſitzer des Ausſchuſſes. Die Auf⸗ 
ſichtsbehörde kann die Leitung der Sitzung für ſich oder die ſie beratende ſtaatliche Fachbehörde (8 118) 
beanſpruchen. Dieſe haben kein Stimmrecht. 
(2) Die Mitglieder des Vorſtandes ſind befugt, in den Sitzungen des Ausſchuſſes das Wort zu 
nehmen. 
§ 61 
Beſchließen im Ausſchuſſe 
(1) Der Ausſchuß bildet ſeinen Willen mit der Mehrheit aller ſeiner Stimmen. Jedes Mitglied 
hat eine Stimme. Eine andere Regelung durch die Satzung iſt zuläſſig. 
(2) Die Beſchlüſſe find aufzuzeichnen und vom Vorſitzer und einem Mitgliede des Ausſchuſſes zu 
unterzeichnen. ; ; 
§ 62 
Verbandverſammlung 
(1) Wenn der Waſſer⸗ und Bodenverband keinen Ausſchuß hat (§ 46), obliegen Dellen Aufgaben 
der Verſammlung der Mitglieder des Verbandes. 
(2) Die Vorſchriften der SS 59, 60 und 61 gelten für die Verbandverſammlung entſprechend. 
Das Stimmrecht der Mitglieder richtet ſich nach dem § 56. 
§ 63 i í 
Anhörung der Mitglieder des Verbandes 
In Verbänden, die einen Ausſchuß haben, ſoll der Vorſteher die Mitglieder des Verbandes in 
angemeſſenen Zeitabſtänden zuſammenrufen und über die Angelegenheiten des Verbandes unterrichten 
und anhören. In der Satzung kann die Anhörung ausgeſchloſſen werden. 


VI. Abſchnitt 
Haushalt 
§ 64 
Wirtſchaftliches, Sparſames Haushalten 
(1) Der Waſſer- und Bodenverband ijt zum wirtſchaftlichen und ſparſamen Haushalten bei der 
Erfüllung ſeiner Aufgaben verpflichtet. 
| ` § 65 
Haushaltsplan 
(1) Für alle Einnahmen und Ausgaben des Waſſer⸗ und Bodenverbandes ift für jedes Red- 
nungsjahr vorher ein Haushaltsplan aufzustellen. In der Satzung ift zu beſtimmen, wann das Rech⸗ 
nungsjahr beginnt. 5 — ; i 
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(2) Die Ausgaben, die nicht aus den ordentlichen Einnahmen, insbeſondere den Beiträgen der 
Mitglieder, ſondern aus dem Vermögen, aus Darlehen oder aus nicht regelmäßig wiederkehrenden 
öffentlichen Beihilfen beſtritten werden ſollen, ſind in einen beſonderen (den außerordentlichen) Teil des 
Haushaltsplanes zu nehmen. 

(3) Durch die Satzung können Abweichungen von den vorſtehenden Vorſchriften zugelaſſen werden. 

§ 66 
Vermögen 

Der Waſſer⸗ und Bodenverband hat fein Vermögen aus Einnahmen des ordentlichen Haushalts- 

planes zu unterhalten. 
8 67 
Tilgung der Schulden 

(1) Der Waſſer- und Bodenverband tilgt ſeine für wiederkehrende Bedürfniſſe aufgenommenen 
Schulden vor der Wiederkehr des Bedürfniſſes. 

(2) Für langfriſtige Darlehen, die nicht regelmäßig wiederkehrend zu tilgen ſind, ſammelt er die 
Mittel zur Tilgung planmäßig an. 

(3) Er ſtellt für jedes langfriſtige Darlehn einen Tilgungsplan auf, in den mindeſtens die nach 
dem Schuldverhältniſſe erforderlichen Beträge einzuſetzen ſind. 

S 68 
: Kaſſenkredit 

(1) Der Waſſer- und Bodenverband darf Kredit zur rechtzeitigen Leiſtung von Ausgaben des 
ordentlichen Haushaltsplanes GKaſſenkredit) in der von der Aufſichtsbehörde nach S 122 Abſ. 3 ge- 
nehmigten Höhe aufnehmen. Kredit für Ausgaben des außerordentlichen Haushaltsplanes iſt nicht 
Kaſſenkredit. 

(2) Der Kaſſenkredit iſt aus ordentlichen Einnahmen des laufenden Haushaltsplanes oder ſonſt 
ſpäteſtens nach neun Monaten zurückzuzahlen. 

§ 69 
Schuldübernahme 

(1) Die obere Aufſichtsbehörde kann anordnen, daß der Waſſer- und Bodenverband eine Schuld 
übernimmt, die eine öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft in der vorher ausgeſprochenen Abſicht auf fih ge- 
nommen hat, das Unternehmen des Verbandes vor deſſen Gründung zu beginnen. 

(2) Die Anordnung der Behörde tritt an die Stelle der ſonſt erforderlichen Erklärung des Ver⸗ 
bandes. 

S 70 
Einnahmen 

Für die Verwendung der Einnahmen des Waſſer- und Bodenverbandes können durch die Satzung 
Vorſchriften gegeben werden. 

§ 71 
Beiträge 

Wenn die anderen Einnahmen des Waſſer- und Bodenverbandes zur Deckung feiner Ausgaben 

nicht ausreichen, erhebt der Verband Beiträge (SS 78 u. ff.). 
8 72 
Aufſtellung des Haushaltsplanes 

Der Vorſtand ſtellt den Haushaltsplan des Waſſer- und Bodenverbandes und nach Bedarf 

Nachträge dazu auf. 
; S 73 
Feſtſetzung des Haushaltsplanes 

(1) Der Ausſchuß ſetzt den Haushaltsplan des Waſſer⸗ und Bodenverbandes und die Nachträge 
feſt. Der feſtgeſetzte Plan iſt die Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben. 

(2) Der Vorſteher teilt den feſtgeſetzten Plan der Auffſichtsbehörde mit. 

S 74 
Nicht planmäßige Ausgaben 

(1) Der Vorſteher bewirkt Ausgaben, die im Haushaltsplane nicht oder noch nicht feſtgeſetzt ſind, 
wenn der Waſſer- und Bodenverband dazu verpflichtet it und ein Aufſchub erheblichen Nachteil 
bringen würde. Der Vorſteher kann die erforderlichen Beiträge von den Mitgliedern des Verbandes 
einziehen. 

(2) Wenn der Ausſchuß mit der Sache noch nicht befaßt iſt, beruft ihn der Vorſteher unver⸗ 
züglich zur nachträglichen Feſtſetzung im Haushaltsplane. 
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(3) Entſprechendes gilt für Anordnungen, durch die Verbindlichkeiten des Verbandes entſtehen 

können, ohne daß ausreichende Mittel im Haushaltsplane vorgeſehen ſind. 
§ 75 
Zwangsfeſtſetzung des Haushaltsplanes 

(1) Wenn der Waſſer⸗ und Bodenverband die ihm obliegenden Ausgaben nicht oder nicht recht⸗ 
zeitig im Haushaltsplane feſtſetzt, kann es die Aufſchtsbehörde in einem begründeten Beſcheide tun. 
Die Behörde kann die erforderlichen Beiträge der Mitglieder feſtſetzen und ihre Hebung anordnen. 

(2) Der Verband kann ſich gegen den Beſcheid in zwei Wochen nach der Mitteilung bei der oberen 
Aufſichtsbehörde beſchweren. Der Ausſchuß kann verlangen, daß die Beſchwerde erhoben wird. 


S 76 
Prüfung des Haushaltes 

(1) Der Vorſtand des Waſſer⸗ und Bodenverbandes ſtellt die Rechnung für alle Einnahmen und 
Ausgaben des Rechnungsjahres gemäß dem Haushaltsplane auf und gibt ſie im erſten Viertel des 
folgenden Rechnungsjahres mit allen Unterlagen zum Prüfen an die Prüfſtelle. Dieſe kann von der 
oberen Aufſichtsbehörde beſtimmt werden Die Aufſichtsbehörde kann den Verband wegen geringen 
Umfanges des Haushaltes von der Prüfung freiſtellen. 

(2) Die Aufſichtsbehörde kann anordnen, daß der Verband ſeine Haushaltsführung durch eine von 
ihr zu beſtimmende Stelle auf Zweckmäßigkeit und Wirtſchaftlichkeit prüfen läßt. 

Entlaſtung 

Der Vorſteher des Waſſer⸗ und Bodenverbandes legt die Haushaltsrechnung und die Bemer⸗ 

kungen der Prüfſtelle dem Ausſchuſſe vor. Dieſer beſchließt über die Entlaſtung des Vorſtandes. 


VII. Abſchnitt 
Beiträge der Mitglieder, der Nutznießer 


8 78 
Beitragslaſt 
(1) Die Mitglieder haben dem Waſſer⸗ und Bodenverbande Beiträge zu leiſten, wenn es zur Er⸗ 
füllung ſeiner Aufgaben und ſeiner Verbindlichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung er⸗ 
forderlich iſt. 
(2) Das ausgeſchiedene Mitglied bleibt zu den bis zum Ausſcheiden feſtgeſetzten Beiträgen ver⸗ 
pflichtet. Es kann auch zu ſpäteren Beiträgen wie ein Mitglied wegen der Aufwendungen herangezogen 
werden, die durch ſein Ausſcheiden vergeblich geworden ſind und nicht vermieden werden können. Dem 
Ausſcheiden entſprechend iſt die Einſchränkung der Teilnahme eines Mitgliedes zu behandeln. 


8 79 
Gegenſtand der Beiträge 

Der Waſſer⸗ und Bodenverband fordert die Beiträge in Geld (Geldbeiträge) oder in Sachen, 
Werken, Dienſten oder in anderen Leiſtungen (Sachbeiträge). In der Satzung können für Sachbeiträge 
Abweichungen vom Beitragsverhältnis und feiner Ermittlung (§8 81 bis 88) zugelaſſen, die Haftung 
für Säumnis geregelt und Sachbeiträge zum Unterhalten der Deiche beſchränkt und ausgeſchloſſen 
werden. 

§ 80 
Rechtliche Eigenſchaft der Beiträge 

(1) Die Beitragpflichten der Mitglieder find öffentliche Laſten (Abgaben). 

(2) Die Beitraglaſt des Mitgliedes haftet auf den Grundſtücken und Anlagen, mit denen es als 
jeweiliger Eigentümer an dem Verbande teilnimmt ($ 3 Nr. 1). Die bis zum Ausſcheiden des Mit⸗ 
gliedes und die ſpäter feſtgeſetzten Beiträge ($ 78 Abſ. 2) haften weiter auf Grundſtück und Anlage. 

' § 81 
Allgemeine Maßſtäbe des Beitragverhältniſſes 

(1) Die Beitraglaſt verteilt ſich auf die Mitglieder im Verhältniſſe der Vorteile, die fie von der Auf⸗ 
gabe des Verbandes haben, und der Laſten, die der Verband auf ſich nimmt, um ihren ſchädigenden 
Einwirkungen zu begegnen oder um ihnen Leiſtungen abzunehmen. Vorteile ſind auch die Erleichte⸗ 
rungen einer Pflicht des Mitgliedes und die Möglichkeit, die Maßnahmen des Verbandes zweckmäßig 
und wirtſchaftlich auszunutzen. 

(2) Die Beitraglaſt aus dem Verbeſſern, Erhalten, Bewirtſchaften, Nutzen des Bodens (8 2 
Nr. 6) verteilt ſich entſprechend den für die einzelnen Grundſtücke tatſächlich entſtehenden Koſten. 
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8 82 
Beſondere Maßſtäbe des Beitragverhältniſſes 
(1) An dem Beitragverhältniſſe der zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung beſtehenden 
Waſſer⸗ und Bodenverbände wird durch die Vorſchriften des 8 81 nichts geändert. 
(2) Durch die Satzung kann nach Anhörung des Verbandausſchuſſes 
1. Im Falle des Abſatzes 1 das allgemeine Beitragverhältnis des § 81 eingeführt werden, 
2. Die Beitraglaſt aus dem Verbeſſern, Erhalten, Bewirtſchaften, Nutzen des Bodens (8 2 
Nr. 6) im Verhältniſſe der Flächeninhalte verteilt werden, 
3. aus Gründen der Billigkeit einem Teile der Mitglieder Erleichterung im Beitragverhältniſſe 
zugeſtanden werden, 
4. mit Zuſtimmung der oberen Aufſichtsbehörde das Beitragverhältnis abweichend von den 
vorſtehenden Regeln der Së 81 und 82 geordnet werden. 


8 83 
Ausfall von Beiträgen ! 
Wenn ein Mitglied feinen Beitrag nicht oder nicht rechtzeitig leiſten kann, ſind die übrigen Mit⸗ 
glieder verpflichtet, für den Ausfall im Verhältniſſe der von ihnen zu leiſtenden Beiträge einzutreten. 
In der Satzung kann ein anderes Verhältnis vorgeſchrieben werden. 


8 84 
Befreiung von Beiträgen 
Soweit Eigentümer, die nur zum Gebrauchen ihres Grundſtückes zur Durchleitung von Waſſer, 
für eine Deichanlage oder für ein Schöpfwerk zum Waſſer⸗ und Bodenverbande zugezogen worden ſind, 
keinen Vorteil haben und keinen Schaden verurſachen, ſind ſie von allen Beitraglaſten frei. 


§ 85 
Schutz der Gläubiger 
Das Beitragverhältnis darf nicht geändert werden, wenn die Gläubiger des Waſſer⸗ und Boden⸗ 
verbandes durch die Anderung benachteiligt werden und nicht zuſtimmen. 


§ 86 
Ermittlung des Beitrag verhältniſſes 

In der Satzung iſt zu beſtimmen, wie das Beitragverhältnis der Mitglieder ermittelt wird. Eine 

annähernde Ermittlung genügt. 
§ 87 
Beitragbuch. Rechtsmittel 

(1) Der Vorſteher des Waſſer- und Boden verbandes gibt den beitragpflichtigen Mitgliedern 
das ermittelte Beitragverhältnis (Beitragbuch) in der in der Satzung vorgeſchriebenen Weiſe bekannt. 

(2) Gegen das Beitragbuch können die Mitglieder in zwei Wochen nach der Mitteilung oder, 
wenn ihnen eine Mitteilung nicht zugeht, nach der letzten öffentlichen Bekanntmachung bei dem Vor⸗ 
ſtande Einſpruch erheben. 

(3) Der Vorſteher gibt die Entſcheidung des Vorſtandes (Einſpruchbeſcheid) nach den Bor- 
ſchriften der Satzung den Mitgliedern bekannt, deren Beitragverhältnis durch die Entſcheidung geän⸗ 
dert und deren Einſpruch zurückgewieſen wird. 

(4) Gegen den Einſpruchbeſcheid können fih die betroffenen Mitglieder in zwei Wochen (Abf. 2) 


bei der Aufſichtsbehörde beſchweren, die endgültig entſcheidet. ' 


§ 88 
Anderung des Beitragbuches 

(1) Wenn ſich die dem Beitragbuche zugrunde liegenden tatſächlichen oder rechtlichen Umſtände 
erheblich ändern, oder wenn das Mitglied zwei Jahre lang gemäß einem Beitragbuche zu Beiträgen 
verpflichtet geweſen iſt, das ſich als unrichtig erweiſt, kann das Mitglied die Anderung des Beitrag⸗ 
buches verlangen. Im übrigen wird das Beitrag buch nach Bedarf geändert. 

(2) Der Vorſteher kann die Anderung des Beitragbuches ablehnen, wenn er dem Mitgliede für 
eine oder mehrere nächſte Beitraghebungen eine entſprechende Ermäßigung des Beitrages bewilligt. Er 
teilt die Bewilligung dem Verbandausſchuſſe mit. 

(3) Die Regeln des $ 87 gelten entſprechend für die Anderung und ihre Ablehnung. 
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8 89 
Feſtſetzung, Hebung der Geldbeiträge 

(1) Der Vorſteher fekt die Geldbeiträge der Mitglieder gemäß den Verpflichtungen des Waſſer⸗ 
und Bodenverbandes auf Grund des Beitragbuches fejt (Hebeliſte). 

(2) Für die Feſtſetzung gelten die Regeln des § 87 entſprechend. Rechtsmittel halten die He- 
bung nicht auf. 

(8) Soweit es für die Verwaltung des Ver bandes erforderlich iſt, kann der Vorſtand Geld⸗ 
beiträge vor der Ermittlung des Beitragverhältniſſes (88 86, 87) feſtſetzen und einziehen. Dieſe 
Beiträge ſind ſoweit wie möglich dem Beitragver hältnis, im übrigen der Billigkeit entſprechend zu 
bemeſſen. 

(4) Die Einziehung der Deichbeiträge (Hebung) erfolgt durch die Gemeinden und Gemeinde— 
verbände unentgeltlich. 

(5) Im übrigen erfolgt die Einziehung der Geldbeiträge der Mitglieder durch den Vorſteher. Die 
Aufſichtsbehörde der Gemeinden und Gemeindeverbände ordnet jedoch auf Erſuchen der oberen Auf⸗ 
ſichtsbehörde an, daß dieſe dem Verbande ihre Einrichtungen für das Einziehen überlaſſen. In dieſem 
Falle können die Gemeinden und Gemeindeverbände den Erſatz ihrer Auslagen fordern. 

(6) Die nicht endgültigen (Abſ. 2 Satz 2) und die vorläufigen (Abſ. 3) Beiträge ſind ſo bald 
wie möglich auszugleichen. 

§ 90 
Hebung ohne Beitrag buch 

Wenn die Feſtſetzung eines dauernden Beitrag verhältniſſes nicht zweckmäßig iſt, kann in der 
Satzung die Hebung der Beiträge ohne Beitragbuch vorgeſchrieben werden. Für die Feſtſetzung und 
die Anderung der Hebeliſte und für die Hebung gelten die Vorſchriften des § 89 Abſ. 1 und der SS 87 
und 88 entſprechend; Abſ. 2 des § 89 gilt nicht. 


§ 91 
Streit um Sachbeiträge 
Wenn über den Inhalt der Sachbeitraglaſt Streit entſteht, fegt der Vorſteher den Inhalt feſt. 
Im übrigen gelten die Vorſchriften des 8 87 entſprechend. 


S 92 
Zuſchläge bei Rückſtand 
Durch die Satzung können Zuſchläge zu rückſtändigen Beiträgen vorgeſchrieben werden. 
§ 93 
Zwangsvollſtreckung 
() Die auf Geſetz oder Satzung beruhenden Forderungen des Waſſer- und Bodenverbandes 
können im Verwaltungswege vollſtreckt werden. 
(2) Der Vorſteher des Waſſer- und Bodenverbandes iſt die Vollſtreckungsbehörde. Die Aufſichts⸗ 
behörde kann eine andere Vollſtreckungsbehörde beſtimmen; ſie kann ſelbſt als ſolche eintreten. 
(8) Die Vollſtreckungsbehörde kann ſich der Mitwirkung eines Gerichtsvollziehers oder anderen 
Vollſtreckungsbeamten nach Zuſtimmung des Senats bedienen. 
(4) Der Senat kann anordnen, daß die Gemeinden und Gemeindeverbände dem Waſſer⸗ und 
Bodenverbande ihre Einrichtungen für das Vollſtrecken überlaſſen. 


§ 94 
Zwangsvollſtreckung gegen Nutz berechtigte 

(1) Die Beitreibung kann auch gegen den Pächter und denjenigen anderen Nutzberechtigten der 
zum Verband gehörenden Grundſtücke und Anlagen ($ 3 Nr. 1) gerichtet werden, der fein Recht vom 
Eigentümer herleitet, bei Nutzung eines Teils nur wegen des hierauf entfallenden Beitragteiles. Zu 
den Nutzberechtigten gehört auch der Mieter einer Anlage oder einer geſonderten Arbeitsſtelle in einer 
Anlage. 

(2) Der Nutzberechtigte kann gegen das Beitragbuch und die Hebeliſte die Rechtsmittel der SS 87 
und 89 noch anwenden. Die Rechtsmittelfriſt beginnt mit der Aufforderung, den Beitrag zu leiſten. 
Dieſe Rechtsmittel halten die Vollſtreckung nicht auf. 


S 95 
Beiträge der Nutznießer 
(1) Wer als Eigentümer eines Grundſtückes, oder einer Anlage, die nicht zum Waſſer- und Boden- 
verbande gehört ($ 3 Nr. 1), von dem Verband unternehmen Vorteil hat, kann mit Zuſtimmung 
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der oberen Aufſichtsbehörde wie ein Mitglied zu Geldbeiträgen herangezogen werden; er darf aber 
nicht über das Maß ſeines Vorteils belaſtet werden. 

(2) Entſprechendes gilt für die Unterhalter von Gewäſſern ($ 3 Nr. 2) und für Waſſer⸗ und 
Bodenverbände (8 3 Nr. 3), die Vorteil haben. Der Staat kann aber als Unterhalter nur mit 
Zuſtimmung der für die Unterhaltung zuſtändigen Behörde herangezogen werden. 

(3) Vorteil ift auch die Erleichterung einer Pflicht; im übrigen ift die Regel des § 81 Satz 2 
nicht anzuwenden. 

(4) Die Vorſchriften über die rechtliche Eigenſchaft der Beiträge, das Beitragverhältnis und 
feine Ermittlung, die Hebung und die Zwangsvollſtreckung (SS 80, 81, 82, 85, op 87, 88, 89 
Abſ. 1, 2, 4 und 5, Së 90, 92 und 93) gelten entſprechend. 


VIII. Abſchnitt 
i i Ordnungsgewalt. Polizei i ! | j 
) i § 96 - 
Ordnungsgewalt 

(1) Die Mitglieder des Waſſer⸗ und Bodenver bandes, die Beſitzer der zu ihm gehörenden Grund- 
ſtücke und Anlagen (§ 3 Nr. 1) und die Beſitzer des Vorlandes der Deiche (§ 23) haben die auf 
Geſetz oder Satzung beruhenden Anordnungen des Vorſtehers, insbeſondere die Anordnungen zum 
Schutze des Verbandunternehmens ($ 17), zu befolgen. Für die die Geldbeiträge betreffenden An⸗ 
ordnungen gelten die Vorſchriften der SS 78 bis 94. 

(2) In der Satzung kann beſtimmt werden, daß auch andere Mitglieder des Vorſtandes, Vor⸗ 
ſtandmitglieder eines Unterverbandes (8 113) und Dienſtkräfte des Verbandes und eines Unterver⸗ 
bandes zu der Anordnung befugt ſind. 

: S 97 
Ordnungſtrafen 

Der Vorſteher des Waſſer- und Bodenverban des, andere Mitglieder des Vorſtandes, Vorſtand⸗ 
mitglieder eines Unterverbandes ($ 113) und Dienſtkräfte des Verbandes und eines Unterverbandes 
können durch die Satzung ermächtigt werden, gegen die Mitglieder des Verbandes und die Beſitzer 
der zu ihm gehörenden Grundſtücke und Anlagen ($ 3 Nr. 1) Ordnungſtrafen bis zu dreihundert 
Gulden zu verhängen für Verſtöße gegen die auf Geſetz oder Satzung beruhenden Vorſchriften zum 
Schutze des Verbandunternehmens (§ 17) und gegen die Sachbeitragpflicht ($ 79). 


§ 98 
Rechtsmittel 

(1) In zwei Wochen nach der Mitteilung ift gegen die Anordnungen nach den SS 96 und 97 die 
Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde des Verbandes und gegen deren Entſcheidung die weitere Beſchwerde 
an die obere Aufſichtsbehörde zuläſſig. 

(2) Die Rechtsmittel haben aufſchiebende Wirkung. Im Falle des § 96 kann aber die anordnende 
Stelle die ſofortige Ausführung verlangen, wenn ſie dies für das öffentliche Wohl oder die gemein⸗ 
wirtſchaftliche Ordnung für erforderlich hält. 

8 99 
3 wang 

(1) Der Vorſteher des Waſſer- und Bodenver bandes kann die Anordnung nach dem $ 96 durch 
einen Dritten auf Koſten des Pflichtigen oder durch Verhängung von Zwangsgeld oder durch un- 
mittelbaren Zwang durchſetzen. Er kann die Zwangsmittel bei Geboten wiederholen, bis dem Ge⸗ 
bote entſprochen iſt, bei Verboten für jeden Fall des Übertretens verhängen. 

(2) Er droht das Zwangsmittel vorher ſchriftlich an, und zwar die Koſten in vorläufig ge⸗ 
ſchätzter, das Zwangsgeld in beſtimmter, höchſtens dreihundert Gulden betragender Höhe, und ſetzt 
für die Befolgung der Anordnung eine angemeſſene Friſt. Bei Gefahr im Verzuge ſind die Schriftform 
und die Friſt nicht nötig und kann auch eine andere nach 8 96. Abſ. 2 berufene Perſon Zwang an- 
wenden. 

S 100 
Rechtsmittel gegen Zwang 

(1) Die mit der Anordnung (8 96) verbundene Androhung des Zwangsmittels . nur zu⸗ 
ſammen mit der Anordnung angefochten werden. 

(2) Gegen die von der Anordnung getrennte Androhung des Zwangsmittels ſind die gleichen 
Rechtsbehelfe zuläſſig wie gegen die Anordnung, wenn dieſe bei der Androhung noch anfechtbar war; 


H 
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die Anordnung kann zuſammen mit der Androhung angefochten werden. Die Regeln des 8 98 gelten 
entſprechend. 

(3) Wenn bei der Androhung des Zwangsmittels die Anordnung nicht mehr anfechtbar war, ijt 
gegen die Androhung nur die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde in zwei Wochen nach der Mit⸗ 
teilung zuläſſig. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung; Zwangsgeld darf aber erſt beige- 
trieben werden, wenn die Androhung nicht mehr anfechtbar iſt. 


S 101 
Zwangsvollſtreckung 
Der Vorſteher des Waſſer- und Bodenverbandes kann das Zwangsgeld, die vorläufig geſchätzten 
und die entſtandenen Koſten und die Ordnungsſtrafe (58 97 und 99) im Verwaltungswege beitreiben, 
das Zwangsgeld zur Durchſetzung eines Gebotes nur, wenn der Anordnung nicht entſprochen iſt. $ 93 
gilt auch hier. 
j | S 8 102 
Dieeich polizei 
Die Polizei zum Schübe der Anlagen des Waſſer⸗ und Bodenverbandes, die Grundſtücke vor 
Hochwaſſer, Stauwaſſer, Sturmflut oder Eisgang ſchützen (Deichpolizei), obliegt der Aufſichtsbehörde 
des Verbandes. Die Deichpolizei iit auf dieje Anlagen (GG 2 Nr. 3, Deiche, Dämme uſw.) und ihr 
Zubehör örtlich beſchränkt. 
§ 103 
Erweiterte Deichpolizei 
(1) Wenn die Aufſichtsbehörde eines Waſſer⸗ und Bodenperbandes nach § 102 die Deichpolizei 
obliegt, kann die obere Aufſichtsbehörde anordnen, daß ihr auch die Polizei zum Schutze der Gewäſſer 
des Verbandes ganz oder teilweiſe obliegt (erweiterte Deichpolizei). Die Erweiterung it auf dieſe 
Gewäſſer und ihr Zubehör örtlich beſchränkt. 
(2) Die Anordnung iſt in dem Nachrichtenblatte der Aufſichtsbehörde bekanntzumachen. 


8 104 
Allgemeines Polizeirecht 

(1) Für die Deichpolizei und die erweiterte Deichpolizei der Aufſichtsbehörde des Waſſer⸗ und 
Bodenverbandes gelten die allgemeinen Vorſchriften des Polizeirechtes entſprechend. Hinſichtlich der poli⸗ 
zeilichen Zwangsmittel und der Anfechtung polizeilicher Anordnungen hat die Aufſichtsbehörde die ihr 
oder der entſprechenden Behörde durch das allgemeine Polizeirecht gegebene Stellung. 

(2) Als Polizeiaufſichtsbehörden und als Rechtsmittelbehörden gelten an Stelle der nach dem 
allgemeinen Polizeirecht berufenen Verwaltungsbehörden die obere Aufſichtsbehörde des Verbandes. i 


S 105 
Wahrnehmung der Deichpolizei 

(1) Die Aufſichtsbehörde kann den Vorſteher und andere Vorſtandsmitglieder des Waſſer⸗ und 
Bodenverbandes, der Grundſtücke vor Hochwaſſer, Stauwaſſer, Sturmflut oder Eisgang zu ſchützen 
hat (8 2 Nr. 3), Vorſtandsmitglieder ſeines Unterverbandes (8 113) und Dienſtkräfte des Verbandes 
und ſeines Unterverbandes mit der Wahrnehmung der deichpolizeilichen Aufgaben nach den 58 102 

und 103 oder mit einzelnen dieſer Aufgaben betrauen. 
(2) Die Betrauung iſt in dem Nachrichtenblatte der Aufſichtsbehörde des Verbandes bekanntzu⸗ 

machen, und ein allgemeiner Hinweis iſt in die Satzung zu nehmen. 

(3) Polizeiliche Anordnungen der hiernach betrauten Perſonen gelten als polizeiliche Anord- 
nungen der Aufſichtsbehörde des Verbandes und können wie dieſe angefochten und erzwungen werden. 


§ 106 
Waſſerwehr 

(1) Wenn eine Anlage eines Waſſer⸗ und Bodenverbandes, die Grundſtücke vor Hochwaſſer, Stau⸗ 
waſſer, Sturmflut oder Eisgang ſchützt (§ 2 Nr. 3), gefährdet ift, haben alle Bewohner der bedrohten 
und nötigenfalls der benachbarten Gegend nach Anordnung der Polizeibehörde zu den Schutzarbeiten 
unentgeltliche Hilfe zu leiſten, die erforderlichen Arbeitgeräte und Beförderungsmittel zu ſtellen und die 
erforderlichen Bauſtoffe hinzugeben. 

(2) Die Deichpolizeibehörde kann die nötigen Maßregeln ſofort zwangsweiſe durchſetzen. 

(3) Der Verband leiſtet den zu Sachbeiträgen (§ 79) nicht verpflichteten Perſonen nach Billigkeit 
Erſatz für Schaden, den ſie durch ihre Sachleiſtungen nach den Abſätzen 1 und 2 erleiden, und der Vor⸗ 
ſteher des Verbandes ſorgt nach Billigkeit für Ausgleich unter den Beitragpflichtigen. 

(4) Die Aufſichtsbehörde entſcheidet über Beſchwerden gegen Feſtſetzungen nach Abſ. 3 endgültig. 
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§ 106a 
Bezüglich der ſchiffbaren Waſſerläufe I. Ordnung verbleibt es bei den Ee Beftimmungen. 
IX. Ab ſchnitt 
Dienſtkräfte. Beſoldung 
§ 107 
Vorgeſetzte. Einſtellung der Dienſtkräfte 


Der Vorſteher des Waſſer- und Bodenverbandes iſt Dienſtvorgeſetzter aller Beamten, Ange⸗ 
ſtellten und Arbeiter des Verbandes. Er ſtellt ſie ein und entläßt ſie. 


8 108 
Geſchäftsführer. Techniker. Kaſſenverwalter 

(1) Die Einſtellung des Geſchäftsführers, des (eriten) Technikers und des lerſten) Kaſſenverwalters 
des Waſſer- und Bodenverbandes bedarf der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

(2) In der Satzung kann vorgeſchrieben werden, daß der Verband einen Geſchäftsführer, einen 
genügend vorgebildeten Techniker und einen Kaſſenverwalter einſtellt. 

(3) Wenn der Verband die Vorſchrift nicht befolgt oder wenn die Aufſichtsbehörde die Einſtel⸗ 
lung nicht beſtätigt, kann die Behörde den Geſchäftsführer, den 1 und den Kaſſenverwalter 
einſtellen und ein angemeſſenes Entgelt für ſie feſtſetzen. 


S 109 
Beſol dung 
Die Vergütung des Vorſtehers des Waſſer- und Bodenverbandes und die Beſoldung des Ge⸗ 
ſchäftsführers, des Technikers und des Kaſſenverwalters (8 108) bedürfen der Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde. Die Vorſchriften des allgemeinen Beamten- und Angeſtelltenrechts bleiben unberührt. 


S 110 
Beamte 
(1) Der Waſſer- und Bodenverband darf mittelbare Staatsbeamte haben, wenn es in der 
Satzung zugelaſſen iſt. Der allgemeine Rechtſtand der Beamten (Beamter auf 1 auf Zeit, auf 
Widerruf, Ehrenbeamter) iſt in der Satzung zu beſtimmen. 
(2) Die Auffſichtsbehörde beruft in dieſen Fällen den Vorſteher des Verbandes zum Beamten, 
der Vorſteher die anderen Beamten, Entſprechendes gilt für die Vereidigung. 
(3) Die Vorſchriften des allgemeinen Beamtenrechtes bleiben unberührt. 


X. Abſſchnitt 
Auf ſicht 
s 111 
Inhalt der Aufſicht 
(1) Der Staat beaufſichtigt den Waſſer- und Bodenverband, um ſicherzuſtellen, daß er im Einklang 
mit den Geſetzen, der Satzung und den Zielen der Staatsführung verwaltet wird. 
(2) Die Aufſicht ſoll ſo geführt werden, daß der Wille der Verbandverwaltung zum Entſchluß 

und zur Verantwortung gefördert wird. 


8 112 
Ordentliche Aufſichtsbehörden 
(1) Obere Aufſichtsbehörde des Waſſer- und Bodenverbandes it der Senat, Abt. Landwirtſchaft. 
Aufſichtsbehörde iſt: 
I. für Deichverbände 
der Senat, Abt. Landwirtſchaft 
II. für alle übrigen Waſſer⸗ und Bodenverbände 
a) in Bezirken, die zum Gebiet eines Deichverbandes gehören, 
der Deichhauptmann, 
b) in ſonſtigen ländlichen Bezirken 
der Landrat 
ce) im Gebiet der ſtaatlichen Polizeiverwaltung Danzig, mit SE desjenigen Teils, 
der zum Danziger Deichverband gehört, i 
der Polizeipräſident. 
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$ 113 
Unterverbände 
Wenn ein Waſſer⸗ und Bodenverband einen anderen Waſſer- und Bodenverband zum Mitglied 
hat, und wenn mehrere Zoller. und Bodenverbände Aufgaben für dieſelben Grundflächen haben, kann 
die gemeinſame Aufſichts⸗ oder nächſthöhere Aufſichtsbehörde den einen der Verbände zum Oberver⸗ 
bande beſtimmen. Die zur Aufſicht über den Oberverband berufenen Behörden führen auch die Auf⸗ 
ſicht über den Unterverband. 
8 114 
Beſondere Aufſichtsbehörden 
(1) Der Senat kann für einen Waſſer⸗ und Bodenverband eine andere Behörde zur Aufſichts⸗ 
behörde beſtimmen, als in den SS 112 und 113 vorgeſchrieben ift. 
(2) Er kann auch beſtimmen, daß die obere Aufſichtsbehörde zugleich die Aufſichtsbehörde iſt. 


$ 115 (fällt fort) 


§ 116 
Satzung 

Die nach den 88 113 und 114 getroffenen Beſtimmungen ſind in die Satzung des Waſſer⸗ und 
Bodenverbandes aufzunehmen und im Nachrichtenblatt der ordentlichen oberen Aufſichtsbehörde (8 112) 
bekanntzugeben. 

§ 117 

Ausſchaltung der Aufſichtsbehörde 

Die obere Auffihtsbehörde kann an Stelle der Aufſichtsbehörde handeln, wenn damit nicht ein 
Rechtsmittel wegfällt. 

! § 118 

Beratende Stellen 

Die Aufſichtsbehörde kann ſich in techniſchen Angelegenheiten auf die Beratung der ſtaatlichen Fach⸗ 
behörde und in landwirtſchaftlichen Angelegenheiten auf die Beratung der Danziger Bauernkammer 
ſtützen. Sie kann anordnen, daß an die Stelle der ſtaatlichen Fachbehörde oder neben ſie ein anderer 
Berater tritt. : 

i S 119 

Überwachung der Unterverbände 

(1) Wenn ein Oberverband (113) ſeinen Anterverband zu überwachen hat, ($ 2 Nr. 11), kann 
durch die Satzung des Unterverbandes vorgeſchrieben, daß der Vorſteher des Oberverbandes neben 
der Aufſichtsbehörde die Befugniſſe der 88 111, 120, § 121 Abſ. 1 und 2 Satz 1, SS 125 und 
126 hat. 

(2) Der Anterverband kann gegen die von Aufſicht wegen getroffenen Maßnahmen und Anord- 
nungen des Vorſtehers des Oberverbandes die Aufſichtsbehörde des Unterverbandes anrufen. Die An⸗ 
rufung hat aufſchiebende Wirkung, ſoweit nicht der Vorſteher des Oberverbandes die ſofortige Aus- 
führung für das öffentliche Wohl oder die gemeinwirtſchaftliche Ordnung verlangt. Der Vorſteher des 
Oberverbandes hat die Anordnungen der Aufſichtsbehörde zu befolgen. 


§ 120 
Teilnahme an Sitzungen 

Die Aufſichtsbehörde kann an den Sitzungen der Organe des Waſſer- und Bodenverbandes teil⸗ 
nehmen oder Beauftragte teilnehmen laſſen. Sie oder ihre Beauftragten können jederzeit das Wort er⸗ 
greifen. 

l S 121 
Unterrichtung der Behörde 

Aufſichtſchau 

(1) Die Auſfſichtsbehörde kann ſich jederzeit, auuch durch Beauftragte, über alle Angelegenheiten 
des Waſſer- und Bodenverbandes unterrichten, fie kann mündliche und ſchriftliche Berichte fordern, Akten 
und andere Unterlagen einfordern, an Ort und Stelle prüfen und beſichtigen. 

(2) Sie kann die Anlagen, Gewäſſer und Grundſtücke des Verbandes ($ 42) ſelbſt prüfen und 
eine Verbandſchau anordnen. Sie kann durch Polizeiverordnung eine Schauordnung für ein vom Ver⸗ 
bande unabhängiges Schauen erlaſſen (Aufſichtſchau). > 

(3) Die die Aufſichtsbehörde beratenden techniſchen Stellen (8 118) können jederzeit die Anlagen, 
Gewäſſer und Grundſtücke beſichtigen. 
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Sa i i 8 122 
Genehmigung von Geſchäften 
(1) Der Waſſer⸗ und Bodenverband bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
1. zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögengegenſtänden, 
2. zur Veräußerung von Grundſtücken und grundſtückgleichen Rechten, 
3. zur Veräußerung und zur weſentlichen Anderung von Sachen, die einen beſonderen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen, geſchichtlichen oder Kunſtwert haben, 
d. zur Aufnahme von Darlehen (Anleihen, Schuldſcheindarlehen, anderen Kredit), 
5. zum Eintreten in Geſellſchaften und andere Vereinigungen bürgerlichen Rechtes, 
6. zu Verträgen mit einem Mitgliede des Vorſtandes, 
7. zur Gewährung von Darlehen und anderem Kredit an Mitglieder des Vorſtandes und des 
Ausſchuſſes und an Dienſtkräfte des Verbandes, 
8. zur Beſtellung von Sicherheiten, 
9. zur Übernahme von Bürgſchaften und Verpflichtungen aus Gewährverträgen. 

(2) Die Genehmigung iſt auch zu Rechtsgeſchäften erforderlich, die einem der im Abſ. 1 ange- 
gebenen Geſchäfte wirtſchaftlich gleichkommen. 

(3) Zur Aufnahme von Kaſſenkredit ($ 68) genügt eine mit einem Höchſtbetrage zu gebende 
Ermächtigung der Aufſichtsbehörde. Die Ermächtigung erliſcht mit dem Ablaufe des Rechnungsjahres 
(8 65). 

(4) Die obere Auſſichtsbehörde kann für beſtimmte Geſchäfte Ausnahmen von den Vorſchriften 
des Abſatzes 1 zulaſſen. Dieſe ſind in der Satzung anzugeben. 


§ 123 
Unwirkſamkeit nicht genehmigter Geſchäfte 
Geſchäfte des bürgerlichen Rechtsverkehres, die der Waſſer⸗ und Bodenverband ohne die nach 
dieſem Geſetze erforderliche Genehmigung der Aufſichtsbehörde abgeſchloſſen hat, ſind unwirkſam. 


8 124 
Aufhebung von Maßnahmen 
Die Aufſichtsbehörde kann Entſchließungen und Anordnungen der Organe des Waſſer- und Boden⸗ 
verbandes, die das Geſetz oder die Satzung verletzen oder den Zielen der Staatsführung zuwider⸗ 
laufen, aufheben und verlangen, daß Maßnahmen, die auf Grund ſolcher Entſchließungen oder Anord⸗ 
nungen getroffen ſind, rückgängig gemacht werden. 
§ 125 
Anordnung von Maßnahmen 
Wenn die Organe des Waſſer- und Bodenverbandes Entſchließungen, Erklärungen, Anordnungen, 
Verfügung unterlaſſen, die zur Erfüllung der Verbandaufgaben erforderlich ſind, kann die Auſſichts⸗ 
behörde anordnen, daß ſie in einer beſtimmten Friſt das Erforderliche tun. Die Behörde hat die ge⸗ 


forderte Handlung im einzelnen zu bezeichnen. 
$ 126 


l Durchführung der Aufſicht 
Die Aufſichtsbehörde kann ihre Anordnungen an Stelle und auf Koſten des Waſſer⸗ und 
Bodenverbandes ſelbſt durchführen von einem anderen durchführen laſſen. 
; § 127 
Beſetzung offener Stellen 
Wenn offene Stellen im Vorſtande oder im Ausſchuſſe zur Verhütung von Nachteilen ſofort 
beſetzt werden müſſen, kann die Aufſichtsbehörde es für die Zeit bis zur ordentlichen Beſetzung tun 
und eine angemeſſene Entſchädigung für die berufenen Perſonen feſtſetzen. Sie kann dieſe abrufen. 
§ 128 
Amtsenthebung 
(1) Die Aufſichtsbehörde kann Mitglieder des Vorſtandes und des Ausſchuſſes, die ihre Pflicht 
verletzen oder für ihre Stellung ungeeignet ſind, ihres Amtes entheben. 
(2) Für Beamte auf Lebenszeit, auf Zeit E auf Widerruf gelten die beamtenrechtlichen Bor- 
ſchriften. e sde Le 55 


a 
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| i ' i N 8 129 
Unterſagung der Geſchäfte 
Die Aufſichtsbehörde kann Mitgliedern des Vorſtandes, die mit der Leiſtung eines Beitrages im 
Rückſtande ſind und eine Erinnerung der Aufſichtsbehörde nicht befolgen, die ZS der Vor⸗ 
ſtandsgeſchäfte für die Zeit bis zur Leiſtung unterſagen. 


§ 130 
Staatsbeauftragter 

(1) Wenn die Befugniſſe der Aufſichtsbehörde nach den SS 124 bis 128 nicht ausreichen, um einen 
geordneten Gang der Verwaltung des Waſſer⸗ und Bodenverbandes zu ſichern, kann die obere Muf- 
ſichtsbehörde einen Beauftragten beſtellen, der an Stelle aller oder einzelner Verbandorgane alle oder 
einzelne Geſchäfte des Verbandes auf deſſen Koſten führt. In ſolchem Falle kann die obere Aufſichts⸗ 
behörde die Aufſicht abweichend vom Geſetze regeln. 

(2) Die Aufſichtsbehörde kann beſtimmen, welche Entſchädigung der Waſſer⸗ und Bodenverband 
dem Beauftragten zu leiſten hat. 

(3) Die obere Aufſichtsbehörde hat die ordentliche Verwaltung möglichſt bald wieder herzuſtellen. 
Die Aufſichtsbehörde kann die Beſtellung neuer Organe betreiben. 


8 131 
Beſchwerde gegen Aufſichtsanordnungen 

(1) Der Waſſer- und Bodenverband kann ſich gegen die Anordnungen der Behörde nach den 88 124 
bis 130 in zwei Wochen nach der Mitteilung beſchweren. Die Beſchwerde über die Ambtsenthebung 
und die Unterſagung der Geſchäfte ſteht auch der betroffenen Perſon zu. Über die Beſchwerde ent- 
ſcheidet die nächſthöhere Aufſichtsbehörde. 

(2) Einer Abordnung nach Abſ. 1 ſteht eine Entſcheidung der Aufſichtsbehörde des Unterverbandes 
nach S 119 Abſ. 2 über Maßnahmen und Anordnungen des Vorſtehers des Oberverbandes gleich. 

(3) Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. Die Behörde kann aber die ſofortige Ausführung 
verlangen, wenn ſie dies für das öffentliche Wohl oder die gemeinwirtſchaftliche Ordnung für erforder⸗ 
lich hält. 

; § 132 | ! 
Anſprüche gegen die Mitglieder des Vorſtandes. Verträge 

Die Aufſichtsbehörde kann an Stelle des Waſſer⸗ und Bodenverbandes deſſen Anſprüche gegen 
Mitglieder des Vorſtandes geltend machen. Der Verband trägt die Koſten der Rechtsverfolgung. 


XI. Abſchnitt 
Rechtsmittel 
Die Entſcheidungen der Aufſichtsbehörden und der oberen Aufſichtsbehörde ſind, ſofern ein wei⸗ 
teres Rechtsmittel in den betreffenden Beſtimmungen nicht genannt iſt, endgültig. 
Die ordentlichen Gerichte und Verwaltungsgerichte können nicht angerufen werden. 
§ 134 (fällt fort) 
§ 135 (fällt fort) 
§ 136 (fällt fort) 
§ 137 (fällt fort) 
§ 138 (fällt fort) 
§ 139 (fällt fort) 
§ 140 «fällt: fort) 
§ 141 (fällt fort) 
§ 142 (fällt fort) 


Zweiter Teil 
Verfahren zur Amgeſtaltung, Gründung, Auflöſung von Waſſer⸗ und 
Bodenverbänden 


XII. Ab ſchnitt 
Die Neugeſtaltung der alten Waſſer⸗ und Bodenverbände 
8 143 
Organe im Übergang 
Die Organe der zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung ($ 192) beſtehenden Maffer- und 
Bodenverbände (alten Verbände, § 1) bleiben bis zu ihrer neuen Bildung nach den Së 144 und 150 
beſtehen. Sie haben die in dieſem Geſetze den entſprechenden Organen zugewieſenen Aufgaben. 
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§ 144 
Vorübergehende Regelung 
Die Aufſichtsbehörde kann alle Anordnungen mit ſofortiger Wirkung treffen, die erforderlich ſind, 
um die Angelegenheiten des alten Zoller. und Bodenverbandes bis zu ſeiner Anpaſſung an das neue 
Recht in Ordnung zu halten. Sie kann insbeſondere Organe einrichten und aufheben, beſtellen und 
entlaſſen. 
8 145 
Erlaß der Satzung 
Die Aufſichtsbehörde erläßt für jeden alten Waſſer⸗ und Bodenverband eine neue Satzung. Dieſe 
bedarf der vorherigen Prüfung der oberen Aufſichtsbehörde. Soweit ein Vorſtand beſteht (SS 143,144), 
iſt er vorher zu hören. 
§ 146 
Inhalt der Satzung. Verordnung 
(1) In die neue Satzung iſt dasjenige in dem Waſſer⸗ und Bodenverband nach früherem Geſetze, 
Gewohnheitsrecht und Herkommen und nach früherer Satzung geltende Recht leinſchließlich der Polizei 
nach § 105 Abſ. 2) aufzunehmen, das mit dieſer Verordnung über Waſſer⸗ und Bodenverbände ver- 
einbar ift. 
(2) Die Aufſichtsbehörde iſt in der Satzung Angelegenheiten, die nicht oder mit dieſer Verordnung 
nicht vereinbar geregelt ſind, nach dieſer Verordnung regeln. Sie bedarf der Zuſtimmung der oberen 
Aufſichtsbehörde zu einer Regelung, die in dieſer Verordnung einer höheren Behörde vorbehalten iſt. 


§ 147 
Mitgliedſchaft 
(1) Die Aufſichtsbehörde kann das Mitgliederverzeichnis (§ 11) feſtſetzen. Die Vorſchriften des 
§ 145 gelten entſprechend. 
(2) Das Verzeichnis hat vom Tage nach der Mitteilung an den Vorſteher ab rechtliche Wirkung. 


§ 148 
Plan des Unternehmens 
(1) Die Aufſichtsbehörde kann den Plan des Unternehmens und das Verzeichnis der Anlagen und 
Gewäſſer (§ 17) feſtſetzen. 
(2) Die Vorſchriften der 88 145, 146 und § 147 Abſ. 2 gelten entſprechend. 


§ 149 
Verkündung der Satzung 

(1) Die Auſſichtsbehörde verkündet die neue Satzung. 

(2) Für die Form der Verkündung ift die in der Satzung für Bekanntmachungen des Waſſer⸗ 
und Bodenverbandes gegebene Vorſchrift ($ 9) maßgeblich. Die Aufſichtsbehörde kann die Satzung 
außerdem in ihrem Nachrichtenblatte bekanntgeben. Der Verband trägt die Koſten. 

(3) Die Satzung wird, wenn nichts anderes vorgeſchrieben wird, mit dem Tage nach der Ver⸗ 
kündung wirkſam. Die frühere Satzung tritt außer Kraft. 


§ 150 
Neue Organe 
Abwicklung von Übergangsmahnahmen 


Die Aufſichtsbehörde ſorgt für die Berufung der Organe des Waſſer⸗ und Bodenverbandes nach 
dieſer Verordnung und verfügt die Abwicklung ihrer nach S 144 gegebenen Anordnungen. 


XIII. Abſchnitt 


Die Amwandlung der privatrechtlichen Verbände 
8 151 
(1) Der Senat kann anordnen, daß eine zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung beſtehende 
privatrechtliche Körperſchaft in einen Waſſer⸗ und Bodenverband umgewandelt wird. 
(2) Die Aufſichtsbehörde (8 112) erläßt die Satzung. Die Vorſchriften der 88 145 bis 150 find 
entſprechend anzuwenden. Mit dem Inkrafttreten der Satzung iſt die Körperſchaft umgewandelt.“ 
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XIV. Abſchnitt 
Die Gründung des Waſſer⸗ und Bodenver bandes 
8 152 
Gründungsbehörden 
(1) Die nach $ 112 zur Aufſicht und die zur oberen Aufſicht berufenen Behörden können neue 
Waſſer⸗ und Bodenverbände nach den folgenden Vorſchriften gründen (Gründungsbehörde). 
(2) Wenn der Verband ſich auf die Bezirke mehrerer Gründungsbehörden erſtreckt, beſtimmt die 
gemeinſame nächſthöhere Behörde (§ 112) die Gründungsbehörde. 


8 153 
Dingliche Mitglieder 
(1) Zu dem Waffer- und Bodenverband können die jeweiligen Eigentümer derjenigen Grundftüde 
und Anlagen ($ 3 Nr. 1) vereinigt werden, 
a) für die Vorteil aus der Durchführung der Verbandaufgabe ($ 2) in Ausſicht ſteht, 
b) wegen deren ſchädigender Einwirkungen der Verband gegründet wird, 
e) für die Beiträge zu waſſerwirtſchaftlichen, zu waſſerbaulichen, zu Bodenverbeſſerungs⸗ oder 
zu Abwaſſermaßnahmen zu leiſten find ($ 2 Nr. 10). 
(2) Vorteile ſind auch die Erleichterung einer Pflicht und die Möglichkeit, die Maßnahmen des 
Verbandes zweckmäßig und wirtſchaftlich auszunutzen. 
(3) Wegen ſchädigender Einwirkungen dürfen Perſonen nur mit Zuſtimmung des Senats zum 
Verband gezogen werden. Dies gilt nicht für Einwirkungen durch Abwaſſer. 


Ee | 8 154 
Nicht dingliche Mitglieder 
Unabhängig vom Eigentum kann als Mitglied zum Waſſer⸗ und Bodenverband gezogen werden, 
a) derjenige, dem die Unterhaltung eines Gewäſſers oder eines Ufers obliegt, wegen deren der 
Verband gegründet wird ($ 3 Nr. 2), 
b) eine Gemeinde und ein Gemeindeverband ($ 3 Nr 3), wenn der Senat oder die von ihm 
beſtimmte Behörde zuſtimmt, 
c) eine andere öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft ($ 3 Nr. 3), wenn ſie von der Verbandaufgabe 
berührt wird oder wenn ihre Aufſichtsbehörde die Mitgliedſchaft für zweckmäßig erklärt, 
d) wer von der oberen Aufſichtsbehörde zugelaſſen wird (§ 3 Nr. 4). 


§ 155 
Mitglieder, die nur Anlagen dulden 

Der jeweilige Eigentümer kann zum Waffer- und Bodenverband gezogen werden, wenn ſein Grund⸗ 
ſtück zur Durchleitung von Waſſer oder für eine Deichanlage oder für ein Schöpfwerk gebraucht wer- 
den muß. EE, Ad, 

§ 156 
Urkundliche Grundlagen 

(1) Der Gründung des Waſſer- und Bodenverbandes find Entwürfe des Planes für das Unter- 
nehmen (§ 17) des Mitgliederverzeichniſſes ($ 11) und der Satzung ($ 9) zugrunde zu legen. 

(2) Die obere Auffihtsbehörde kann zulaſſen, daß der Gründung nur der Entwurf der Satzung 
und ein Verzeichnis der wichtigeren Mitglieder zugrunde gelegt wird, wenn in der Satzung das Unter- 
nehmen und die Vorausſetzungen der Mitgliedſchaft für die ſpätere Aufſtellung des Planes und des 
Mitgliederverzeichniſſes deutlich genug beſchrieben werden. 


Be SS S 157 
Plan 
(1) Der Plan des Waſſer- und Bodenverbandes enthält die erforderlichen Zeichnungen, Erläute⸗ 
rungen, Koſtenanſchläge und Unterſuchungen über die Nützlichkeit des Unternehmens. 
(2) Die ſtaatlichen Fachbehörden prüfen den Plan. Für einen Waſſer⸗ und Bodenverband, deſſen 
Aufgaben überwiegend in der Landwirtſchaft liegen, kann die Danziger Bauernkammer in landwirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht zur gutachtlichen Mitwirkung herangezogen werden. 


S 158 
Planarbeiten auf Grundſtücken 
(1) Die Gründungsbehörde kann anordnen, daß die Beſitzer von Grundſtücken Arbeiten zur Auf⸗ 
ſtellung des Planes, bei erheblichem Schaden gegen Entſchädigung zu dulden haben. j 
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(2) Die Anordnung iſt mindeſtens drei Tage vor den Arbeiten unter Angabe von Zeit und Ort in 
allen betroffenen Gemeinden dem Vorſteher mitzuteilen. Dieſer benachrichtigt die Grundbeſitzer einzeln 
oder in ortsüblicher Weiſe. 

(3) Über die Entſchädigung entſcheidet auf Antrag die Gründungsbehörde. Der Rechtsweg iſt aus⸗ 
geſchloſſen. 

S 159 
Mitglieder verzeichnis 

(1) Im Mitgliederverzeichniſſe (§ 156 Abſ. 1) find die einzelnen Grundſtücke und Anlagen jedes 
Mitgliedes aufzuführen, mit denen es am Waſſer- und Bodenverband beteiligt fein foll, und dazu Wert- 
zahlen nach den folgenden Vorſchriften anzugeben, ſo daß das Verzeichnis die Berechnung der Mehr⸗ 
heit nach dem § 165 ermöglicht. 

(2) Wenn nur Grundſtückseigentümer Mitglieder werden ſollen, iſt als Wertzahl der Flächeninhalt 
zu nehmen. 

(3) Wenn Eigentümer von Anlagen, Unterhalter eines Gewäſſers oder eines Ufers ($ 3 Nr. 2), 
öffentlich-rechtliche Körperſchaften (S 3 Nr. 3) und andere von der oberen Aufſichtsbehörde zugelaſſene 
Perſonen ($ 3 Nr. 4) Mitglieder werden follen, ift für jedes Mitglied der von der Durchführung der 
Verbandaufgabe (8 2) zu erwartende Vorteil in Verhältniszahlen anzugeben. Dabei gilt für die 
Grundeigentümer unter ſich als Vorteilverhältnis das Verhältnis der Flaſcheninhalte nach Abſ. 2. 

(4) Aus beſonderen Gründen kann an Stelle des Flächeninhaltes (Abſ. 2, Abſ. 3 Satz 2) der ge⸗ 
ſchätzte Vorteil als Verhältnisgrundlage genommen werden. 

(5) Die obere Aufſichtsbehörde kann zulaſſen, daß Wertzahlen nicht angegeben werden. 


§ 160 
Satzung 

Wenn nicht die nach $ 112 zur oberen Aufſicht berufene Behörde Gründungsbehörde ift, bedarf 
die Satzung ihrer Prüfung. 

8 161 
Bekanntmachung, Ladung 

(1) Die Gründungsbehörde legt den Plan oder einen Auszug aus ihm, der alle zum Verſtehen 
nötigen Teile enthält, das Mitgliederverzeichnis und die Satzung zu jedermanns Einblick offen und gibt 
das Gründungsvorhaben und Zeit und Ort der Offenlegung bekannt. 

(2) Sie lädt die Mitglieder nach dem Mitgliederverzeichnis ($ 156 Abſ. 1 und 2) zu gemeinſchaft⸗ 
licher Verhandlung. Wenn ihre Anzahl für eine Verſammlung zu groß iſt, ſetzt ſie für mehrere ört⸗ 
lichen Bezirke des Waſſer- und Bodenverbandes mehrere Verhandlungen an. In der Ladung ift aus- 
zuſprechen, daß als dem Gründungsvorhaben zuſtimmend gilt, wer bis zum Abſchluß der Verhandlung 
keine Erklärung abgibt. 

(3) Bekanntzumachen und zu laden iſt mindeſtens zwei Wochen vor der Verhandlung in dem Nach⸗ 
richtenblatte der unteren ſtaatlichen Verwaltungsbehörde (Kreisblatt) oder in ortsüblicher Weiſe in 
allen Gemeinden, auf die fih die Aufgabe des Waſſer- und Bodenverbandes erſtreckt. Den einzelnen 
Mitgliedern, die aus den öffentlichen Büchern leicht ermittelt werden können, ſoll eine Abſchrift der 
Bekanntmachung und der Ladung zugeſandt werden. 


S 162 CH 
Anhörung 

(1) Die Gründungsbehörde oder ihr Beauftragter unterrichtet in dem Verhandlungstermine die 
Mitglieder über das Gründungsvorhaben und über Plan und Satzung, hört ſie an und erörtert Ein⸗ 
wendungen mit ihnen. 

(2) Die Mitglieder können ſich vertreten laſſen. . 

(3) Die Gründungsbehörde (der Beauftragte) kann von den Zuſtimmenden und den Widerſpre⸗ 
chenden getrennt Vertrauensmänner wählen laſſen. Sie beſtimmt die Art der Wahl und die Anzahl 
der Vertrauensmänner. Jedes erſchienene Mitglied hat eine Stimme; gemeinſchaftliche Eigentümer und 
um das Eigentum ſtreitende Perſonen haben eine gemeinſame Stimme. 

(4) Die Gründungsbehörde (der Beauftragte) kann weitere Beſprechungen halten. Zu ihnen ſind die 
Vertrauensmänner zu laden. Die Mitglieder ſind befugt, an ihnen teilzunehmen. 


§ 163 
Erklärungen der Mitglieder 
(1) Die Gründungsbehörde (der Beauftragte, 8 162 Abf. 1) ſtellt in einer Verhandlungſchrift 
Zuſtimmung und Einwendung eines jeden zur Verhandlung erſchienenen Mitgliedes zu dem Grün⸗ 
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dungsvorhaben fejt. Die Anträge auf Anderung von Plan, Mitgliederverzeihnis und Satzung find 
aufzuzeichnen. Einwendungen können auch außerhalb und nach der Verhandlung zurückgenommen werden. 

(2) Um das Eigentum ſtreitende Perſonen ſind verhandlungsberechtigt. Sie und die gemein⸗ 
ſchaftlichen Eigentümer eines Grundſtückes oder einer Anlage ($ 3 Nr. 1) können nur einheitliche Er- 
klärungen abgeben. Die Erklärungen ſind für die ſich nicht erklärenden Teilhaber verbindlich. Wenn ſie 
verſchiedene Erklärungen abgeben, ſind ſie bei der Feſtſtellung der Mehrheit nach § 165 Abf. 2 nicht zu 
berückſichtigen. 

(3) Für den gebundenen Beſitz und die Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen gilt der § 56 
Abi. 3. 

(4) Im übrigen gilt als zuſtimmend, wer in der Verhandlung bis zum Abſchluſſe keine Erklärung 
abgibt. : 

§ 164 
; Ordnung in den Verſammlungen 

Die Gründungsbehörde (der Beauftragte, 8 162 Abſ. 1) kann zur Ordnung der Verſammlungen 
unmittelbaren Zwang anwenden und Ordnungsſtrafen bis zu hundert Gulden verhängen. Die Anord⸗ 
nungen ſind in die Verhandlungsſchrift zu nehmen. Über Beſchwerden entſcheidet die nach 8 112 nächſt⸗ 
höhere Behörde. 

§ 165 ; 
Feſtſtellung des Verhandlungsergebniſſes. Mehrheit 

(1) Die Gründungsbehörde prüft das Ergebnis der Verhandlung und kann die Entwürfe des 
Planes, des Mitgliederverzeichniſſes und der Satzung ändern, wenn dadurch der Verhandlung nicht 
die Grundlage entzogen wird. 

(2) Wenn ein Mitgliederverzeichnis mit Wertzahlen aufgeſtellt ift (§ 159), ſtellt die Gründungs⸗ 
behörde feſt, ob ſich die Mehrheit für oder gegen die Gründung des Waſſer- und Bodenverbandes auf 
den Grundlagen des Abſatzes 1 ausgeſprochen hat. Sie gibt, wenn das Ergebnis nicht bereits in der 
Verhandlung mitgeteilt worden iſt, die Feſtſtellung den Vertrauensmännern oder den Vorſtehern der 
beteiligten Gemeinden bekannt. 

N $ 166 
Verhandlungsergebnis nicht entſcheidend 

Für die Gründung des Waſſer⸗ und Bodenverbandes ift das Verhandlungsergebnis nicht entſchei⸗ 
dend. Der Verband kann ſelbſt gegen den Widerſpruch aller Mitglieder gegründet werden. Wenn 
aber die Mehrheit (§ 165 Abſ. 2) widerſprochen hat, bedarf die Gründung der Genehmigung des 
Senats. 

§ 167 
Entſcheidung über Einwendungen 

Wenn die Gründungsbehörde den Waſſer- und Bodenverband gründern will, entſcheidet ſie über 
die Einwendungen der Mitglieder in einem begründeten Beſcheide. Die Entſcheidung oder ein Auszug 
aus ihr ift den Einwendenden zuzustellen. Mit dem Auszug iſt die Nachricht zu verbinden, wo die Ent⸗ 
ſcheidung eingeſehen werden kann. 

i § 168 
Beſchwerde 

Gegen die Entſcheidung der Gründungsbehörde über die Einwendungen ſteht den Einwendenden 
in zwei Wochen die Beſchwerde an die nach § 112 nächſthöhere Behörde zu. Dieſe entſcheidet über die 
Beſchwerde in entſprechender Anwendung des § 167, 


§ 169 
Erlaß der Satzung 
(1) Die Gründungsbehörde gründet den Waſſer⸗ und Bodenverband durch den Erlaß der Satzung. 
Dieſe tritt mit dem Tage des Erlaſſes in Kraft. 
(2) Die Gründungsbehörde gibt die Satzung bekannt. Für die Form der Bekanntmachung iſt die 
in der Satzung für Bekanntmachungen des Waſſer- und Bodenverbandes gegebene Vorſchrift ($ 9) 
maßgeblich. Die Behörde kann die Satzung außerdem in ihrem Nachrichtenblatt bekanntgeben. Der 
Verband trägt die Koſten. 
§ 170 
Erlaß der Satzung bei Einwendungen 
(1) Wenn gegen die Gründung des Waſſer⸗ und Bodenverbandes Einwendungen erhoben ſind, 
darf die Satzung erſt nach der endgültigen Entſcheidung über die Einwendungen erlaſſen werden. 
(2) Die Satzung darf unter entſprechendem Vorbehalt früheſtens mit der erſten Entſcheidung über 
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die Einwendungen erlaſſen werden, wenn die Mehrheit (§ 165 Abſ. 2) ſich für die Gründung ausge⸗ 
ſprochen hat und die Einwendungen nach der Gründung berücksichtigt werden können. 

(3) Im Falle des Abſatzes 2 ſorgt die Auſſichtsbehörde für die nötigen einſtweiligen und dem⸗ 
nächſt für die durch die endgültige Entſcheidung nötig gewordenen endgültigen Anderungen. 


S 171 
Berufung der Organe 
(1) Nach der Gründung ſorgt die Aufſichtsbehörde für die erſte Berufung der Organe des Waſſer⸗ 
und Bodenverbandes. Sie verſieht die dazu nötigen Geſchäfte des Vorſtandes und des Vorſtehers des 
Verbandes an deren Stelle. 
(2) Sie kann in freier Entſchließung der erſten Vorſtand beſtellen. Dieſer ſorgt für die Berufung 
der Organe nach Geſetz und Satzung. 
8 172 
Freiheit von Gebühren 
(1) Für die in dem Verfahren zur Gründung des Waſſer⸗ und Bodenverbandes vorkommenden 
Verhandlungen und Geſchäfte werden Gebühren der Gerichte und der Verwaltungsbehörden nicht 
erhoben; insbeſondere Grundbuch- und Kataſterauszüge und ähnliche Urkunden werden gebührenfrei 
erteilt. 
(2) Die Befreiung iſt ohne Nachprüfung zuzugeſtehen, wenn die Gründungsbehörde beſcheinigt, 
daß die Verhandlung oder das Geſchäft für die Gründung des Verbandes erforderlich iſt. 


§ 173 
Koſten der Gründung 

(1) Die Gründungsbehörde kann die baren Auslagen, die im Gründungsverfahren durch zurück⸗ 
gewieſene und zurückgenommene Einwendungen entſtehen, dem Einwendenden auferlegen. 

(2) Sie kann dem Waſſer- und Bodenverband die für die zweckdienlichen Arbeiten an Plan, Mit⸗ 
gliederverzeichns und Satzung bewirkten baren Auslagen auferlegen, wenn ſie dies vor dem Abſchluß 
der Verhandlungen ($ 162) ankündigt. 

XV. Abſchnitt 


Die Umgeſtaltung der Waſſer⸗ und Bodenverbände 
§ 174 
Ausdehnung des Verbandes 

(1) Außer den einfachen Fällen der Zuweiſung neuer Mitglieder nach § 13 kann die Aufſichtsbe⸗ 
hörde dem Waſſer⸗ und Bodenverbande zu feiner Ausdehnung neue Mitglieder zuweiſen, für die die 
Vorausſetzungen der Mitgliedſchaft nach den SS 153, 154 und 155 zutreffen. Der Zuweiſung ſteht 
die Erweiterung der Teilnahme eines Mitgliedes gleich. 

(2) Für das Verfahren gelten die für die Gründung eines Waſſer⸗ und Bodenverbandes ge⸗ 
gebenen Vorſchriften (88 156 bis 173) entſprechend. An die Stelle der ſchon zum Verbande gehörenden 
Mitglieder tritt aber der Vorſtand. Die Mehrheit (SS 159, 165) iſt nur für die zuzuweiſenden Per⸗ 
ſonen zu berechnen. Die Aufſichtsbehörde braucht die Organe nicht zu berufen (§ 171). 


§ 175 
Neuverteilung, Vereinigung der Aufgaben 

(1) Die obere Aufſichtsbehörde kann Aufgaben von Waſſer⸗ und Bodenverbänden auf die be⸗ 
ſtehenden und auf neue Verbände anders verteilen oder in einem Verbande vereinigen. Sie kann da⸗ 
bei Mitglieder zuweiſen ($ 13 Abſ. 1, § 174 Abſ. 1) und entlaſſen ($ 14 Abſ. 1) und Verbände 
auflöſen und gründen. Wenn für die Anderung der Satzung die Zuſtimmung des Senats erforderlich 
it (§ 10 Abſ. 1), ift fie auch hier notwendig. 

(2) Die obere Aufſichtsbehörde verfügt die Auseinanderſetzung und kann insbeſondere Verpflich⸗ 
tungen der Verbände und der zu entlaſſenden Mitglieder feſtſetzen ($ 14 Abſ. 2). 

(3) Für das Verfahren gelten die für die Gründung eines Waſſer⸗ und Bodenverbandes gege⸗ 
benen Vorſchriften ($ 152 Abſ. 2, SS 156 bis 173) entſprechend. An die Stelle der ſchon zu einem 
Verbande gehörenden und in einem Verband bleibenden Mitglieder tritt aber der Vorſtand. Die 
Mehrheit (SS 159, 165) ift nur für die zuzuweiſenden Perſonen zu berechnen, die zu keinem der Ber- 
bände gehören, in einfachen Fällen kann die Berechnung unterbleiben. Die Aufſichtsbehörde braucht die 
Organe nicht zu berufen (§ 171). 

(4) Die obere Aufſichtsbehörde (Abſ. 1) kann die Anwendung von Vorſchriften über die Auflöſung 
($$ 177 bis 183) ausſchließen. 

(5) Die obere Aufſichtsbehörde macht ihre Verfügung nach den Abſätzen 1 und 2 oder einen Aus⸗ 
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zug aus ihr in ihrem Nachrichtenblatte bekannt. Mit einem Auszug ift bekanntzugeben, wo die Ber- 
fügung eingeſehen werden kann. 

(6) Die Verfügung begründet und ändert und hebt Waſſer- und Bodenverbände und Rechte und 
Pflichten der Beteiligten auf. Die Rechtsänderungen treten zu dem Zeitpunkte ein, den die obere Muf- 
ſichtsbehörde feſtſetzt. Dieſer n ſoll nach der Bekanntmachung der Satzungen und der Satzungs⸗ 
änderungen liegen. 

(7) Nach dem Abſchluſſe des Verfahrens find das Grundbuch-, das Waſſerbuch und die anderen 
öffentlichen Bücher auf Erſuchen der Behörde (Abſ. 1) zu berichtigen. 


S 176 
Neuverteilung, Vereinigung der Aufgaben alter Verbände 

(1) Die obere Aufſichtsbehörde kann in einem Verfahren zur Neuverteilung oder Vereinigung der 
Aufgaben von Waſſer- und Bodenverbänden zugleich die neue Satzung nach § 146 für einen alten 
Verband (8 1 Nr. 1) erlaſſen. Die Vorſtände find nur, ſoweit fie beſtehen, zu hören. Die Beſchwerde 
(8 168) ift ausgeſchloſſen. 

(2) Die obere Aufſichtsbehörde kann zulaſſen, daß die Neuverteilung und die Bereinigung der 
Aufgaben alter Verbände im Verfahren nach den SS 145 bis 149 vorgenommen wird. Die Vor⸗ 
ſchriften der Abſätze 4 bis 7 des § 175 find anzuwenden. 


XVI. Abſchnitt 


Die Auflöſung des Waſſer⸗ und Boden verbandes 
S 177 
Vorausſetzung 
Die Aufſichtsbehörde kann nach Anhörung des Ausſchuſſes mit Genehmigung der oberen Auf⸗ 
ſichtsbehörde den Waſſer⸗ und Bodenverband auflöſen, wenn ſein Fortbeſtehen nicht erforderlich iſt. 


S 178 
Verkündung. Inkrafttreten 
Die Aufſichtsbehörde verkündet die Auflöſung des Waſſer⸗ und Bodenverbandes und fordert die 
Gläubiger öffentlich zur Anmeldung ihrer Anſprüche auf. Die Regeln des § 149 gelten entſprechend. 


8 179 
; Abwicklung 
(1) Der Waſſer- und Bodenverband wickelt nach der Auflöſung feine Geſchäfte ab. Er gilt bis 
am Ende der Abwicklung als fortbeſtehend, ſoweit der Zweck der Abwicklung es erfordert. 
(2) Die Aufſichtsbehörde kann unter Abrufung des Vorſtandes einen oder mehrere Liquidatoren 
mit der rechtlichen Stellung des Vorſtandes beſtellen. 


§ 180 
Aufforderung der Gläubiger 
Der Vorſteher des Waſſer⸗ und Bodenverbandes (Liquidator) teilt die Auflöſung den bekannten 
Gläubigern beſonders mit und fordert ſie zur Anmeldung ihrer Anſprüche auf. 


§ 181 S 
Geſchäfte der Abwicklung 

(1) Der Vorſtand (Liquidator) beendigt die laufenden Geſchäfte, zieht die Forderungen ein, ſetzt 
das übrige Vermögen in Geld um, befriedigt die Gläubiger und verteilt den Überſchuß unter die Mi- 
fallberechtigten. Zur Beendigung ſchwebender Geſchäfte kann der Vorſtand auch neue Geſchäfte ein⸗ 
gehen. 

(2) Die Aufſichtsbehörde beſtimmt die Anfallberechtigten, wenn nichts anderes vorgeſchrieben iſt. 

(3) Die Forderungen brauchen nicht eingezogen, das Vermögen nicht in Geld umgeſetzt zu 
werden, ſoweit es zur N der . oder zur Verteilung des Aberſchuſſes nicht erforder⸗ 
lich iſt. 

§ 182 
ABer gu 5 an die Anfallberechtigten 

(I) Das Vermögen darf den Anfallberechtigten nicht vor dem Ablaufe eines Jahres nach der 
Auflöſung (§ 178) übergeben werden. 

(2) Solange eine Verbindlichkeit ſtreitig iſt oder nicht berichtigt werden kann, darf das Vermögen 
. u wenn dem un N geleiftet ift, „übergeben werden. 
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§ 183 
Hinterlegung 
Meldet fih ein bekannter Gläubiger nicht, jo ift das Geſchuldete, wenn die Berechtigung zur Hin- 
terlegung beſteht, für den Gläubiger zu hinterlegen. 


Dritter Teil 
Allgemeines 


XVII. Abſchnitt 
S 184 
Erbbaurecht. Erbpacht 
Die den Grundeigentümer treffenden Vorſchriften dieſer Verordnung treffen auch den Erbbau⸗ 
berechtigten und den Erbpächter. 
§ 185 (fällt fort) 


§ 186 
Gemeinderechtliche Abgaben 
Die Gemeinden und Gemeindeverbände dürfen für die Benutzung von Anlagen eines Waſſer⸗ 
und Bodenverbandes oder von gemeindlichen Anlagen, die im Zuſammenhang mit Anlagen des Ver⸗ 
bandes ſtehen, gemeindliche Abgaben von den Verbandmitgliedern inſoweit nicht erheben, als dieſe 
ſelbſt hierfür an den Verband Beiträge zu leiſten haben. 


§ 187 
Rechtsbehelfe 

(1) In allen ſchriftlich oder durch Bekanntmachung mitgeteilten Entſcheidungen, gegen die dieſe 
Verordnung einen Rechtsbehelf gibt (Beſchwerde in den Së 12, 13, 14, 19, 27, 33, 75, 87, 88, 89, 
90, 91, 94, 95, 98, 100, 131, 137, 168, 174, 175, Klage im $ 33) ſind die Friſt und die über den 
Rechtsbehelf entſcheidende Stelle anzugeben. Die Angabe kann nachgeholt werden. Wenn dieſe Vor⸗ 
ſchrift nicht befolgt wird, iſt der Rechtsbehelf an eine Friſt nicht gebunden. 

(2) Die Friſt wird auch durch Anbringen bei der Stelle gewahrt, die entſchieden hat. 

§ 188 
Übergang für Verfahren 

(1) Verfahren, die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung bei Organen des Waſſer⸗ und 
Bodenverbandes oder bei anderen zu ihm gehörenden Stellen (Berufungsausſchuß) anhängig ſind, 
werden nach dieſer Verordnung fortgeführt. 

(2) Die bei anderen Stellen anhängigen Verfahren werden nach dem früheren Verfahrenrechte 
fortgeführt, ſoweit die obere Aufſichtsbehörde nicht den Übergang auf die nach dieſer Verordnung 
zuſtändige Stelle anordnet. 

(3) Die obere Aufſichtsbehörde kann die Verfahren regeln. 

§ 189 (fällt fort) 
S 190 
Ausführung der Verordnung 
Der Senat erläßt die zur Ausführung dieſer Verordnung nötigen Vorſchriften. 
§ 191 
Früheres Recht 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten die entgegenſtehenden Rechtsvorſchriften, das 
Gewohnheitsrecht und das Herkommen außer Kraft. Wo in Vorſchriften auf das außer Kraft geſetzte 
Recht verwieſen iſt, tritt das neue Recht an ſeine Stelle. 

§ 192 
Inkrafttreten der Verordnung 

(1) Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Juli 1938 in Kraft. 

(2) Für neuzugründende Waſſer⸗ und Bodenverbände tritt fie einen Monat nach ihrer Ver⸗ 
kündung in Kraft. 

Danzig, den 18. Juli 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
E Greiſer Rettelsky 
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